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Bürgerschaft
 

Niederschrift
der 06. Sitzung der Bürgerschaft

 

 
Sitzungsdatum: Donnerstag, den 10.09.2026

Beginn: 16:00 Uhr

Ende 19:14 Uhr

Raum: Hansestadt Stralsund, Rathaus, Löwenscher Saal

 
 
Anwesend:

Vorsitzende/r
Herr Peter Paul  

Mitglieder
Herr Stefan Bauschke  
Frau Kathrin Bischoff  
Herr Volker Borbe  
Herr Maik Bowitz  
Herr Bernd Buxbaum  
Frau Kerstin Chill ab 16:02 Uhr
Frau Sabine Ehlert  
Herr Frank Fanter  
Frau Sandra Graf  
Herr Torsten Grundke  
Herr Thomas Haack  
Herr Maik Hofmann ab 16:01 Uhr
Frau Anett Kindler  
Herr Ralf Klingschat  
Frau Assessore jure Sandra Kothe-Woywode  
Herr Martin Krämer  
Frau Andrea Kühl  
Frau Nicole Lastovka  
Herr Mathias Leddin  
Frau Susanne Lewing  
Herr Michael Philippen  
Herr Jens Radtke  
Herr Thomas Rockmann  
Herr Christian Rotkowsky  
Herr Frank Rybka  
Herr Jarod Schilke  
Herr Oliver Schön  
Herr Thomas Schulz  
Herr Friedrich Smyra  
Herr Clemens Sommer  
Herr Jürgen Suhr  
Frau Gabriele Szelwis  
Frau Ann Christin von Allwörden  
Herr Prof. Dr. med. Ronald Zabel  
Frau Simone Zaepernick-Risch  

Protokollführer
Herr Steffen Behrendt  
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Tagesordnung:
 1 Eröffnung der Sitzung  
   
 2 Änderungsanträge zur Tagesordnung  
   
 3 Beschlussfassung über die Tagesordnung und Eintritt in die 

Tagesordnung
 

   
 4 Billigung der Niederschrift der 05. Sitzung der Bürgerschaft 

vom 09.07.2026
 

   
 5 Mitteilungen des Präsidenten; Information zu 

Gremienbesetzungen nach dem Zuteilungs- und 
Benennungsverfahren

 

   
 5.1 Nachbesetzungen gem. § 32 a KV-M-V  
   
 6 Mitteilungen des Oberbürgermeisters  
   
 7 Anfragen  
   
 7.1 zum Hitzeschutz der Bevölkerung

Einreicherin: Gabriele Szelwis, Fraktion Bürger für 
Stralsund/Adomeit
Vorlage: kAF 0085/2026

 

   
 7.2 zur Instandsetzung der Straßen nach dem Winter 2026

Einreicher. Thomas Haack, Fraktion Bürger für 
Stralsund/Adomeit
Vorlage: kAF 0086/2026

 

   
 7.3 zu Arbeiten in der Gagarin-Schule

Einreicher: Michael Philippen, Fraktion Bürger für 
Stralsund/Adomeit
Vorlage: kAF 0087/2026

 

   
 7.4 Bevölkerungsentwicklung, Stadtplanung und Wohnungsbau

Einreicher: Jürgen Suhr, Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen/SPD/Piratenpartei
Vorlage: kAF 0090/2026

 

   
 7.5 Gespräche Mietvertrag Hansedom

Einreicherin: Anett Kindler, Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen/SPD/Piratenpartei
Vorlage: kAF 0091/2026

 

   
 7.6 Vaterschaftsurlaub für Verwaltungsmitarbeiter

Einreicherin: Sandra Kothe-Woywode, Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen/SPD/Piratenpartei
Vorlage: kAF 0092/2026

 

   
 7.7 Geplante Schaffung zusätzlicher Fahrradstellplätze in der 

Altstadt und Auswirkungen auf Bewohnerparken sowie 
Erreichbarkeit der Innenstadt
Einreicher: Marc Quintana Schmidt, Fraktion DIE LINKE.
Vorlage: kAF 0093/2026
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 7.8 Umsetzung, Kontrolle und Durchsetzung der 
Straßenreinigungssatzung der Hansestadt Stralsund
Einreicherin: Maria Quintana Schmidt, Fraktion DIE LINKE.
Vorlage: kAF 0094/2026

 

   
 7.9 Zum Sonnenschirm-Verbot

Einreicherin: Sandra Graf, AfD Fraktion
Vorlage: kAF 0096/2026

 

   
 7.10 zur Absperrung Fahrradweg am Knieperdamm Höhe 

Seniorenzentrum Volkssolidarität
Einreicherin: Nicole Lastovka, CDU/FDP-Fraktion
Vorlage: kAF 0098/2026

 

   
 7.11 Einsatz von E-Bikes beim Kommunalen Ordnungsdienst

Einreicherin: Andrea Kühl, Fraktion DIE LINKE.
Vorlage: kAF 0099/2026

 

   
 7.12 Erneuerung der Abwasseranlage im Heinrich-Heine-Ring 

(Höhe JET Tankstelle) im Zusammenhang mit der dort 
vorgesehenen Straßenbaumaßnahme
Einreicher: Bernd Buxbaum, Fraktion DIE LINKE.
Vorlage: kAF 0100/2026

 

   
 7.13 Schwarzer Weg

Einreicher: Friedrich Smyra, Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen/SPD/Piratenpartei
Vorlage: kAF 0101/2026

 

   
 8 Einwohnerfragestunde  
   
 8.1 Einwohnerfrage Frau Rath  
   
 9 Anträge  
   
 9.1 zum Haushaltserlass

Einreicher: Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit
Vorlage: AN 0061/2026

 

   
 9.2 zum "Grünen Boulevard"

Einreicher: Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit
Vorlage: AN 0062/2026

 

   
 9.3 zu den Schirmen auf dem Alten Markt

Einreicher: Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit, CDU/FDP-
Fraktion
Vorlage: AN 0063/2026

 

   
 9.4 Toiletten Hansawiese

Einreicher: Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit
Vorlage: AN 0064/2026

 

   
 9.5 Hansa-Wiese als Veranstaltungsort stärken und 

Rahmenbedingungen verbessern
Einreicher: AfD Fraktion
Vorlage: AN 0067/2026
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 9.6 Zusätzliche Fahrradabstellanlagen in der Altstadt ohne 
Reduzierung von Bewohnerparkflächen
Einreicherin: Ann Christin von Allwörden, CDU/FDP-Fraktion
Vorlage: AN 0065/2026

 

   
 9.7 Erhöhung des Instandhaltungs- und Sanierungsetat im 

Haushalt 2027 prüfen
Einreicher: Ralf Klingschat, CDU/FDP-Fraktion
Vorlage: AN 0066/2026

 

   
 9.8 KI-gestützte Protokollerstellung für Bürgerschaft und 

Ausschüsse
Einreicher: Christian Rotkowsky, CDU/FDP-Fraktion
Vorlage: AN 0068/2026

 

   
 9.9 Nutzung eines Teilbereiches der ehemaligen Gartenanlage 

"Am Teich" für die Arbeit des Kinderschutzbundes 
Außenstelle Stralsund
Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen/SPD/Piratenpartei, Fraktion DIE.LINKE, Fraktion 
CDU/FDP, Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit
Vorlage: AN 0070/2026

 

   
 9.10 E-Bikes für den Kommunalen Ordnungsdienst

Einreicher: Bernd Buxbaum, Bürgerschaftsmitglied
Vorlage: AN 0071/2026

 

   
 9.11 Änderung der Geschäftsordnung für die Hansestadt 

Stralsund
Einreicher: Jürgen Suhr und Ute Bartel, Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen/SPD/Piratenpartei
Vorlage: AN 0069/2026

 

   
 10 Genehmigung von Dringlichkeitsentscheidungen des 

Hauptausschusses und des Oberbürgermeisters
 

   
 11 Behandlung der unerledigten Punkte der letzten 

Tagesordnung
 

   
 12 Behandlung von Vorlagen  
   
 12.1 Zweite Satzung zur Änderung der Hauptsatzung

Vorlage: B 0016/2026
 

   
 12.2 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 23 der Hansestadt 

Stralsund "Möbelmärkte zwischen der Feldstraße und der 
Bundesstraße B 96", Abwägungs- und Satzungsbeschluss
Vorlage: B 0049/2026

 

   
 12.3 Vereinfachte 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 68 der 

Hansestadt Stralsund "Wohngebiet östlich der Brandshäger 
Straße" - Einleit-, Entwurfs- und Auslegungsbeschluss
Vorlage: B 0047/2026
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 12.4 Einleitung und Ausgestaltung des Vergabeverfahrens über 

die Planungsleistungen zum Vorhaben 'Neubau einer 
Sporthalle für das Schulzentrum Am Sund – Frankenhalle' 
(Gesamtmaßnahme)
Vorlage: B 0053/2026

 

   
 12.5 Benennung von Straßen in der Hansestadt Stralsund für das 

Gebiet des B-Planes Nr. 50
Vorlage: B 0023/2026

 

   
 13 Verschiedenes  
   
 14 Ausschluss der Öffentlichkeit, Eintritt in den nichtöffentlichen 

Teil
 

   
 16 Wiederherstellung der Öffentlichkeit und Bekanntmachung 

der Ergebnisse aus dem nichtöffentlichen Teil
 

   
 17 Schluss der Sitzung  
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zu 1 Eröffnung der Sitzung
 
Einleitend teilt der Präsident mit, dass Herr Henrik Gotsch mit Wirkung vom 02.09.2026 das 
Mandat als Mitglied der Bürgerschaft niedergelegt hat.
Er dankt Herrn Gotsch für die Zusammenarbeit und seinen Einsatz im Interesse der 
Bürgerinnen und Bürger der Hansestadt Stralsund.
Als Nachrücker für Herrn Gotsch wurde Frau Lewing benannt.
Frau Lewing hat das Mandat für die Bürgerschaft angenommen und angezeigt, dass sie der 
Fraktion CDU/FDP beigetreten ist.
 
Herr Paul verpflichtet Frau Lewing zur gewissenhaften Erfüllung ihrer Pflichten als Mitglied 
der Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund. 
 
 
Der Präsident stellt nachfolgend die ordnungsgemäße Ladung fest und gibt bekannt, dass zu
Beginn der Sitzung 34 Bürgerschaftsmitglieder anwesend sind, womit die Beschlussfähigkeit 
gegeben ist. 
 
Der öffentliche Teil der Sitzung wird im Auftrag der Hansestadt Stralsund live in das Internet 
übertragen. Im Interesse einer zeitnahen Nachvollziehbarkeit der Beratungen und 
Ergebnisse für die Bürgerinnen und Bürger wird der Videomitschnitt des öffentlichen Teils 
zudem ab 11.09.2026 auf der Internetseite der Hansestadt Stralsund zur Verfügung gestellt. 
 
Durch den NDR wurde angekündigt, Tonaufnahmen von Teilen der Sitzung zu fertigen.
 
Der Präsident geht davon aus, dass keine Einwände seitens der Mitglieder der Bürgerschaft 
dagegen bestehen.
 
Im Anschluss weist er in Bezug auf stattfindende Film- und Tonaufnahmen auf das Vetorecht
der Bürgerschaft nach § 29 Absatz 5 a KV M-V hin. 
 
Der Präsident weist bereits zu Beginn der Sitzung darauf hin, dass in der späteren 
Sitzungspause ein preiswerter Imbiss angeboten wird. Das Angebot steht natürlich nicht nur 
den Mitgliedern der Bürgerschaft, sondern ausdrücklich auch allen anwesenden Gästen 
offen. 
 

zu 2 Änderungsanträge zur Tagesordnung
 
Herr Suhr beantragt für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/SPD/Piratenpartei die 
Absetzung der Tagesordnungspunkte 12.2, Vorlage B 0049/2026 - Vorhabenbezogener 
Bebauungsplan Nr. 23 der Hansestadt Stralsund "Möbelmärkte zwischen der Feldstraße und
der Bundesstraße B 96", Abwägungs- und Satzungsbeschluss, sowie 15.3.7, Vorlage B 
0043/2026 - Durchführungsvertrag zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 23 der 
Hansestadt Stralsund „Möbelmärkte zwischen der Feldstraße und der Bundesstraße B 96“ 
gemäß § 12 Baugesetzbuch.
Als Begründung führt er den Umfang der zur Verfügung stehenden Unterlagen und die Kürze
der Zeit, sich mit diesen intensiv auseinandersetzen zu können, an. Außerdem verweist er 
auf die Komplexität des Beteiligungsprozesses und den durch ihn zur Thematik gestellten 
Antrag auf Akteneinsicht gem. § 34 Abs. 4 KV M-V.
 
Der Präsident stellt zunächst die Absetzung des TOP 12.2, Vorlage B 0049/2026, zur 
Abstimmung:
 
Abstimmung: Mehrheitlich abgelehnt
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Nachfolgend lässt er über die Absetzung des TOP 15.3.7, Vorlage B 0043/2026, abstimmen:
 
Abstimmung: Mehrheitlich abgelehnt
 

zu 3 Beschlussfassung über die Tagesordnung und Eintritt in die Tagesordnung
 
Die vorliegende Tagesordnung wird bestätigt.
 
Abstimmung: Einstimmig beschlossen
2026-VIII-06-0275

zu 4 Billigung der Niederschrift der 05. Sitzung der Bürgerschaft vom 09.07.2026
 
Die Niederschrift der 05. Sitzung der Bürgerschaft vom 09.07.2026 wird bestätigt.
 
Abstimmung: Mehrheitlich beschlossen
2026-VIII-06-0276

zu 5 Mitteilungen des Präsidenten; Information zu Gremienbesetzungen nach 
dem Zuteilungs- und Benennungsverfahren

 
Der Präsident teilt wie folgt mit:
 
Mit Verteilung am 30.07.2026 liegt den Mitgliedern der Bürgerschaft in Umsetzung des 
Beschlusses 2015-VI-08-0276 der Bericht des Theater Vorpommerns zur Geschäftslage für 
das 2. Quartal des Jahres 2026 vor. 
 
Herr Paul bittet um entsprechende Kenntnisnahme.
 
 
Er informiert weiter, dass mit Schreiben vom 02.09.2026 gemäß § 34 KV MV ein Antrag auf 
Akteneinsicht der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/SPD/Piratenpartei zu 
„Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 23 der Hansestadt Stralsund, Möbelmärkte 
zwischen der Feldstraße und der Bundesstraße B96“ gestellt worden ist. 
 
Sofern ein Termin zur Akteneinsicht in den Räumen der aktenführenden Stelle anberaumt 
wird, werden die Fraktionen über diese Möglichkeit der Akteneinsicht informiert.
 
 
Gemäß Schreiben der Verwaltung wird über die Umsetzung der folgenden Beschlüsse 
informiert:
 
Prüfantrag zur Einführung eines Jugendbeirates in der Hansestadt Stralsund – 
Erarbeitung eines Konzeptes (2026-VIII-03-0230)
Es wird mitgeteilt, dass in Abstimmung mit dem Vorsitzenden des Ausschusses für Jugend 
und Freizeit der Konzeptvorschlag zur Einführung eines Jugendbeirates in der 
Ausschusssitzung am 29.10.2026 erfolgen soll.
 
Gedenkstein Tom Beyer (2026-VIII-05-0263)
Es wird informiert, dass in Abstimmung mit der Unteren Denkmalschutzbehörde bereits ein 
halbrunder Platz mit Heckeneinfassung an der Ostseite des Hans-Lucht-Gartens innerhalb 
der Gartenanlage Wulflamufer geschaffen worden ist. Vor der Verlegung des Gedenksteins 
wird dieser noch gereinigt und die Inschrift durch einen Steinmetz erneuert. Die Verlegung 
des Gedenksteins wird noch in diesem Jahr erfolgen.
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Die entsprechenden Schreiben liegen den Mitgliedern der Bürgerschaft vor. Herr Paul bittet 
auch hier um Kenntnisnahme.
 
 
Im Stadtkleingartenausschuss ist ein nach § 4 der Hauptsatzung an den Ausschuss 
verwiesenes Anliegen des Kinderschutzbundes behandelt worden:
 
Der Stadtkleingartenausschuss hat sich in seiner Sitzung am 08.07.2026 mit dem Anliegen 
befasst.
Im Ergebnis wird die Arbeit des Kinderschutzbundes und deren Engagement begrüßt. 
Allerdings seien die rechtlichen Gegebenheiten schwierig und die Möglichkeiten des 
Kreisverbandes der Gartenfreunde Stralsund e.V. eingeschränkt. Der Ausschuss empfiehlt, 
dass die Fraktionen versuchen eine Lösung zu finden.
 
Der Schriftsatz liegt den Mitgliedern der Bürgerschaft vor. Der Präsident bittet um 
Kenntnisnahme.
 
 
Abschließend gibt er zur Kenntnis, dass ein Einwohneranliegen zur geplanten Sanierung der 
Straße August-Bebel-Ufer und dem damit verbundenen Wegfall von Parkmöglichkeiten 
gemäß § 4 der Hauptsatzung an den Ausschuss für Bau, Umwelt, Klimaschutz und 
Stadtentwicklung zur Beratung und zur Abgabe einer Stellungnahme übergeben wurde.
 

zu 5.1 Nachbesetzungen gem. § 32 a KV-M-V
 
Nachbesetzungen gem. § 32 a Abs. 5 KV M-V

Ausschuss für Jugend und Freizeit
 
Fraktion DIE LINKE.
 
Stellvertretung
 
neu bisher
Jeremie Denney (skE) Sieglinde Löhrmann-Ventz (skE)
 
 
Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Stadtmarketing
 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/SPD/Piratenpartei
 
Mitglied
 
neu bisher
Rico Kühlewind (skE) Sally Raese (skE)
 

zu 6 Mitteilungen des Oberbürgermeisters
 
Der Oberbürgermeister teilt wie folgt mit:
 
Interkulturelle Woche
Vom 16. September bis zum 14. Oktober 2026 finden in Stralsund die diesjährigen 
Interkulturellen Wochen unter dem Motto „dafür!“ statt.
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Insgesamt 32 interessante Veranstaltungen laden in den kommenden Wochen zu 
Begegnung, Austausch und gemeinsamem Erleben ein. 
 
Die Migrationsbeauftragte der Hansestadt Stralsund, Anja Schmuck, hat die diesjährige 
Interkulturelle Woche organisiert und mit zahlreichen Akteurinnen und Akteuren aus der 
Stadt ein vielfältiges Programm auf die Beine gestellt. 
 
Einige Highlights der diesjährigen IKW sind zum Beispiel:
 
- Internationale Stadt- und Begegnungsfeste mit landestypischen kulinarischen 
Köstlichkeiten 
- spannende Seminare, Workshops und Filme
- Blaulichttag der Polizei / Tag der offenen Tür mit Technik- und Ausrüstungsschau
- kreatives Gestalten mit verschiedenen Materialien
- Mahl- und Backtag im Zoo und interaktive Führungen im Museumshaus
- Konzerte, Lesungen und Ausstellungen
 
Das komplette Programm für die Interkulturelle Woche ist auf der Homepage unter dem 
Stichwort IKW2026 sowie in den Programm-Flyern, die an den verschiedensten Orten in der 
Stadt ausliegen, zu finden.
 
 
Wahlaufruf
Am 20.September 2026 wird der 9. Landtag für das Land Mecklenburg-Vorpommern 
gewählt. 
In Stralsund sind die Wahlräume der Urnenwahlbezirke in der Zeit von 8:00 bis 18:00 Uhr 
geöffnet. 
Sofern Briefwahlunterlagen beantragt wurden, müssen die Wahlbriefe am Wahlsonntag bis 
18:00 Uhr im Briefkasten der Verwaltung in der Mühlenstraße 4-6 eingeworfen sein. Der 
Briefkasten ist für den Einwurf der Briefwahlunterlagen entsprechend gekennzeichnet. 
Der Oberbürgermeister ermutigt alle wahlberechtigten Stralsunderinnen und Stralsunder, von
ihrem demokratischen Wahlrecht Gebrauch zu machen und ihre Stimme abzugeben.
Hierfür ist es völlig ausreichend, die Wahlbenachrichtigung dabeizuhaben und/oder auch nur 
den Personalausweis vorlegen zu können. Alle weiteren notwendigen Unterlagen erhalten 
die Wählerinnen und Wähler vor Ort von den ehrenamtlich tätigen Wahlhelferinnen und 
Wahlhelfern, bei denen sich der Oberbürgermeister an dieser Stelle für Ihr Engagement ganz
herzlich bedankt. 
Weiterführende Informationen zur Wahl sind auf der Homepage zu finden sowie auf der 
Service-Seite der Hansestadt Stralsund im OpenR@thaus.
 
 
Stralsund feiert Erntedank
Am Sonntag, den 4. Oktober lädt die Hansestadt Stralsund erneut zum Erntedankfest auf 
den Alten Markt und rund um St. Nikolai ein. Im Mittelpunkt stehen die Wertschätzung für die
Menschen, die mit ihrer Arbeit zur Versorgung vor Ort beitragen. Den Auftakt bildet um 10:00
Uhr der Erntedankgottesdienst. Ab 11:30 Uhr beginnt das Markttreiben auf dem Alten Markt. 
Bis 17:00 Uhr erwartet die Besucherinnen und Besucher eine große Auswahl an regionalen 
Produkten. Ergänzt wird das Angebot durch Mitmachaktionen für Kinder rund um die 
Themen Ernte, Natur und Landwirtschaft. Auf dem Nikolaikirchhof findet außerdem ein 
kleiner Bauern-Flohmarkt statt. 
 
 
Stadion der Freundschaft
Weiterhin bedankt sich der Oberbürgermeister bei den freiwilligen Helferinnen und Helfern 
für ihren Einsatz im Stadion der Freundschaft. Die Sitzbelege zweier Tribünen waren stark 
verschlissen, konnten aus Kostengründen bisher nicht erneuert werden. Da die Tribünen für 
das Adventssingen, aber auch zum Fußball schauen benötigt werden, haben Mitarbeiter des 
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ZGM und das Stadtteilbüro einen Arbeitseinsatz organisiert. Die Materialkosten in Höhe von 
ca. 3.000 Euro trägt die Stadt, für das leibliche Wohl sorgte das Stadtteilbüro. So haben am 
02.09. und am 09.09.2026 ca. 8 freiwillige Helfer und 8 Mitarbeiter der Stadt bei der Aktion 
mitgewirkt. Der Oberbürgermeister spricht sein Dank dafür aus. Ein besonderer Dank geht 
an Herrn Kramm, der bereits die Zaun-Streich-Aktion im Stadion der Freundschaft initiiert 
hat.    
 

zu 7 Anfragen
 

zu 7.1 zum Hitzeschutz der Bevölkerung
Einreicherin: Gabriele Szelwis, Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit
Vorlage: kAF 0085/2026

 
Anfrage:
 
1. Welche Maßnahmen zum Hitzeschutz der Bevölkerung bereitet die Verwaltung vor?

 
2. Werden die entsprechenden Ausschüsse der Bürgerschaft bei der Planung 

miteinbezogen?
 
3. Soll eventuell die Anzahl der Trinkwasserbrunnen in unserer Stadt erhöht werden?
 
Herr Dr. Raith beantwortet die kleine Anfrage wie folgt:
 
zu1. und 2.:
Keine.
Hitzeschutz hat 2 Facetten, die man unterscheiden muss:

 Zum einen eine mehrtägig anhaltende hohe Lufttemperatur mit tropischen Nächten (unter
einer Tropennacht versteht man eine Nacht, in der die Lufttemperatur zu keinem 
Zeitpunkt unter 20 °C sinkt). In Stralsund herrscht jedoch Küstenklima, was durch 
geringere Spitzentwerte und vor allem durch höhere Windgeschwindigkeiten mit guter 
nächtlicher Abkühlung gekennzeichnet ist. Schon im Kaiserreich wusste man: „zur 
Sommerfrische an die Ostseeküste“ – daran hat sich auch in Zeiten des Klimawandels 
nichts geändert. 
Auch wenn die Durchschnittstemperatur in Mecklenburg-Vorpommern seit 1881 um rund 
2,5 Grad (und damit stärker als der globale Durchschnitt) gestiegen ist, besteht 
hinsichtlich anhaltend hoher Lufttemperaturen also kein gesteigerter Handlungsdruck. 

 Zum anderen eine extreme Aufheizung einzelner Flächen durch direkte intensive 
Sonneneinstrahlung. Gerade die Altstadt mit den engen, zumindest einseitig fast immer 
verschatteten Straßen erweist sich hier als vorbildlich angepasste Siedlungsform. Defizite
zeigen sich teilweise bei älteren, unter dem Slogan von Licht, Luft und Sonne 
konzipierten Gebäuden in aufgelockerter, offener Bauweise. Für Hitzeschutz an 
Gebäuden (z.B. durch außenliegende Verschattungselemente) ist jedoch der 
Gebäudeeigentümer verantwortlich. 

Differenziert werden muss das „keine“ daher in Bezug auf die eigenen Gebäude. Leider 
wurden in der jüngeren Vergangenheit noch Gebäude ohne außenliegenden Sonnenschutz 
gebaut und saniert wie z.B. die GS Gagarin und das Klassenhaus im Schulzentrum am 
Sund. Im Schulzentrum kann dies einigermaßen kompensiert werden, da die 
Erdwärmepumpe im Sommer leichte Kühleigenschaften hat. In der GS Gagarin müsste 
perspektivisch noch die äußere Verschattung nachgerüstet werden. Kostenpunkt sind ca. 
250.000 €. Auch die Schulhöfe wurden in der Vergangenheit leider stark versiegelt, was man
an den Beispielen Campus Burmeister und Schulzentrum am Sund deutlich sieht. 
Insbesondere beim Schulzentrum am Sund war eine stärkere Begrünung aber schwierig, da 
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für 1050 Personen die Fläche verhältnismäßig klein ist und stark beanspruchte Grünflächen 
besonders auf Schulhöfen extrem schnell veröden.
Alle aktuell in Planung befindlichen Objekte werden jedoch mit außenliegendem 
Sonnenschutz und größeren Grünflächen geplant. 
 
zu 3.:
Ja. Es ist geplant, Trinkwasserspender bei allen größeren Maßnahmen der Platzgestaltung 
zu integrieren, sofern dies mit überschaubarem Aufwand möglich ist. Aktuell wird ein 
Trinkbrunnen am Weidendamm in Höhe der neuen Skateanlage vorbereitet, der zur 
Eröffnung montiert sein wird.
 
Frau Szelwis dankt für die Beantwortung.
 
 
Eine Aussprache ist nicht beantragt.
 

zu 7.2 zur Instandsetzung der Straßen nach dem Winter 2026
Einreicher. Thomas Haack, Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit
Vorlage: kAF 0086/2026

 
Anfrage:
 
1. Wie weit ist die Verwaltung bei der Abarbeitung ihrer Liste zum Wiederherstellen der 

Straßen nach dem Winter 2026?
 

2. Werden die Arbeiten noch weitergeführt oder sind sie bereits beendet?
 
3. Was soll mit den nicht instandgesetzten Straßen passieren?
 
Frau Guruz antwortet im Zusammenhang wie folgt:
 
Ausgangspunkt war eine umfassende verwaltungsinterne Neubewertung des 
Straßenzustands nach dem Winter 2025/2026. Die festgestellten Schäden wurden nach 
Dringlichkeit, Schadensumfang, Verkehrsbedeutung sowie technischer und wirtschaftlicher 
Zweckmäßigkeit bewertet.
 
Für die betroffenen Straßen und Straßenabschnitte war jeweils zu entscheiden, ob eine 
kurzfristige Reparatur, eine flächenhafte Deckensanierung oder die Aufnahme in die 
vorgezogene Planung eines grundhaften Ausbaus erforderlich ist. Auf dieser Grundlage 
wurde die bisherige Maßnahmenreihenfolge überprüft, neu geordnet und zu einem nach 
kurz-, mittel- und langfristiger Umsetzbarkeit gegliederten Maßnahmenprogramm 
zusammengeführt.
 
Auf dieser fachlichen Grundlage wurden in den vergangenen drei Monaten parallel zur 
Aufstellung des Haushalts 2027 und der Finanzplanung für die Folgejahre mit Unterstützung 
der Kämmerei sämtliche für die Straßenunterhaltung relevanten Ansätze des Haushalts 2026
überprüft. Durch die zeitliche Neuordnung bereits vorgesehener Vorhaben und 
entsprechende Mittelumschichtungen können noch im laufenden Haushaltsjahr vordringliche 
Straßenbaumaßnahmen bearbeitet werden.
 
Damit wurden die fachliche Priorisierung, die konkrete Umsetzbarkeit der Maßnahmen und 
die verfügbaren finanziellen Mittel in einer zusammenhängenden Planung aufeinander 
abgestimmt.
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Die unmittelbar zur Wiederherstellung der Verkehrssicherheit erforderlichen Arbeiten in 
Eigenleistung sind weitgehend abgeschlossen. Die darüberhinausgehende Bearbeitung der 
Winterschäden wird auf Grundlage des neu geordneten Maßnahmenprogramms fortgeführt.
 
Noch vor dem Winter 2026/2027 sind folgende Deckensanierungen vorgesehen:
 
 Heinrich-Heine-Ring von der Heinrich-von-Stephan-Straße bis zur Prohner Straße,
 Heinrich-Heine-Ring von der Prohner Straße bis zur Kleinen Parower Straße.
 Kleiner Heinrich-Heine-Ring,
 
Zusätzlich wird eine Oberflächensanierung des Grünhufer Bogens von der Barther Straße 
bis einschließlich des Kreuzungsbereichs am Hansedom angestrebt. Ob diese Maßnahme 
noch vor dem Winter umgesetzt werden kann, hängt vom weiteren Verfahrensablauf und den
verfügbaren Ausführungskapazitäten ab und kann daher derzeit nicht verbindlich zugesichert
werden.
 
Darüber hinaus beginnt in Zusammenarbeit mit der REWA in den kommenden Wochen die 
Sanierung des mittleren Teilabschnitts der Andershofer Dorfstraße.
 
Nach dem Winter 2026/2027 sollen die Arbeiten mit folgenden Maßnahmen fortgeführt 
werden:
 
 Deckensanierung der Prohner Straße vom Kreisverkehr bis zum Heinrich-Heine-Ring 

einschließlich des Kreisverkehrs,
 Boddenweg,
 Grünhufer Bogen von der Lindenallee bis zum Blütenweg,
 Greifswalder Chaussee mit einer Sanierung der Gossen.
 
Zusätzlich ist vorgesehen, den Fuchsweg, den Nachtigallenweg und die Christianstraße in 
Eigenleistung instand zu setzen. Die Umsetzung erfolgt parallel zu den laufenden Aufgaben 
der Straßenunterhaltung und steht insbesondere unter dem Vorbehalt geeigneter 
Witterungsbedingungen sowie verfügbarer Kapazitäten.
 
Bei Straßenabschnitten, für die eine punktuelle Instandsetzung aufgrund des 
Schadensbildes technisch oder wirtschaftlich nicht mehr zweckmäßig ist, wird eine 
vorgezogene Planung eines grundhaften Ausbaus derzeit vorbereitet. Dies betrifft 
insbesondere:
 
 An den Bleichen,
 Vogelwiese,
 weitere Abschnitte der Andershofer Dorfstraße,
 Dr.-Wilhelm-Külz-Straße.
 
Für Voigdehagen bzw. den Voigdehäger Weg werden derzeit die erforderlichen 
Vorbereitungen getroffen, um im Frühjahr 2027 auf einem rund 1400 Meter langen Abschnitt 
eine Deckensanierung einschließlich der Ertüchtigung des Unterbaus unter Anwendung 
eines neuen Bauverfahrens durchführen zu können.
 
Die vorgenannten Maßnahmen ergänzen die bereits im ABK vorgesehenen und 
vorbereiteten Maßnahmen sowie die unabhängig davon geplanten grundhaften 
Straßenausbauten. Es wird hiermit z.B. auf den Beginn der Maßnahme des grundhaften 
Ausbaus des Heinrich-Heine-Ring, der im nächsten Jahr wie geplant startet, verwiesen.
 
Zur dauerhaften Stärkung der Straßenunterhaltung wurden zudem die internen 
Organisationsstrukturen neu ausgerichtet. Eine bestehende Personalstelle wurde inhaltlich 
neu zugeschnitten und ist künftig ausschließlich mit der Erarbeitung und Fortschreibung 
eines gesamtstädtischen Unterhaltungs- und Instandsetzungskonzeptes sowie mit der 
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Planung und Vorbereitung gezielter Instandsetzungsmaßnahmen in Eigenleistung betraut. 
Ergänzend werden aktuell die Mitarbeitenden der Straßenunterhaltung geschult, um künftig 
verschiedene Verfahren zur Instandsetzung mit Gussasphalt verstärkt in Eigenleistung 
anwenden zu können.
 
Die Bearbeitung der Winterschäden ist somit nicht beendet. Während die unmittelbar zur 
Gewährleistung der Verkehrssicherheit erforderlichen Maßnahmen weitgehend 
abgeschlossen sind, werden die verbleibenden Schäden entsprechend ihrer Priorität 
entweder im Rahmen der laufenden Straßenunterhaltung beseitigt, durch flächenhafte 
Deckensanierungen behoben oder in die Planung eines grundhaften Ausbaus 
aufgenommen.
 
Herr Haack dankt für die ausführliche Beantwortung. Er betont, dass den Stralsunderinnen 
und Stralsundern Straßen in ordnungsgemäßen Zustand wichtig seien.
 
Herr Schilke erkundigt sich, wie die Nutzungsdauer der Gemeindestraßen verfolgt worden 
sei, wenn nicht über die Bilanz. Er ist der Auffassung, dass die Instandhaltung der Straßen 
an die Nutzungsdauer gebunden sei.
 
Dazu teilt der Oberbürgermeister mit, dass die Nutzungsdauer der Straßen in der Realität 
völlig unterschiedlich sei. Es gebe eine Straße in Stralsund, die es jetzt im Winter getroffen 
habe. Betrachtet man die reine buchhalterische Nutzungsdauer, hätte die Straße bereits vor 
einigen Jahrzehnten erheblichen Schaden erleiden müssen.
Der Oberbürgermeister verweist auf die Kontrollen der Straßen durch die Straßenbegeher.
In den vergangenen Jahren seien einige Straßen nicht vordringlich behandelt worden. Das 
negative Ergebnis dessen habe sich in diesem Winter gezeigt.
Der Oberbürgermeister betont, dass die Hansestadt Stralsund in den letzten Jahren viel Geld
in andere wichtige Projekte, wie z.B. den Schulbau, investiert habe.
Er zeigt sich zuversichtlich, die Thematik Straßeninstandhaltung nunmehr vorantreiben zu 
können.
 
 
Auf die beantragte Aussprache wird verzichtet.
 

zu 7.3 zu Arbeiten in der Gagarin-Schule
Einreicher: Michael Philippen, Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit
Vorlage: kAF 0087/2026

 
Anfrage:
 
1. Wie hoch waren die Ausgaben der Hansestadt Stralsund für bauliche Maßnahmen in der 

der Gagarin-Schule nach der Sanierung bis heute?
 
2. Aufgeteilt nach einzelnen Gewerken, wie Türen, Fußbodenleger, Maler, Sanitär usw. 

usf.?
 
3. Welche Maßnahmen mussten nach VOB durchgeführt werden?

 
Herr Mülling antwortet im Zusammenhang wie folgt:
 
Die in der Begründung der Anfrage angesprochenen Wahrnehmungen können aus Sicht des
Zentralen Gebäudemanagements in Teilen nachvollzogen werden.
Die Sanierung der Grundschule Juri Gagarin war ein umfangreiches und anspruchsvolles 
Bauvorhaben. Insbesondere die Fertigstellungsphase war von einem erheblichen Termin- 
und Koordinierungsdruck geprägt. Im Vordergrund stand seinerzeit das Erfordernis, das 
Gebäude zum vorgesehenen Zeitpunkt für den Schulbetrieb zur Verfügung zu stellen.
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Aus heutiger Sicht kann und sollte offen festgestellt werden, dass diese 
Rahmenbedingungen die Fertigstellung erschwert haben. Nicht alle Leistungen konnten zum
Zeitpunkt der Übergabe mit dem Fertigstellungsgrad und in der Qualität vorliegen, die 
seitens der Hansestadt Stralsund angestrebt wurden. Entsprechend waren im Nachgang 
umfangreiche Nacharbeiten und Mängelbeseitigungen erforderlich. So wurden 
beispielsweise zur Eröffnung vorübergehend provisorische Türen montiert, welche später 
durch die geplanten Türelemente getauscht worden sind.
Die Verwaltung hat diese Erfahrungen seinerzeit ausdrücklich zum Anlass genommen, die 
Abwicklungen des Bauvorhabens kritisch auszuwerten. Durch den Leiter des Amtes für 
Planung und Bau, Herrn Dr. Raith, wurde nach Abschluss des Vorhabens eine 
entsprechende Auswertung vorgenommen. Aus den dabei gewonnenen Erkenntnissen 
wurden organisatorische Konsequenzen gezogen und Umstrukturierungen innerhalb der 
Verwaltung abgeleitet.
Damit blieb es nicht bei einer Betrachtung der einzelnen aufgetretenen Mängel. Vielmehr 
wurden auch die dahinterliegenden organisatorischen Abläufe, Verantwortlichkeiten und 
Schnittstellen betrachtet. Die Erfahrungen aus dem Bauvorhaben haben somit unmittelbar 
zur Weiterentwicklung der Organisation und der Abwicklung städtischer Bauprojekte 
beigetragen.
Gleichzeitig ist hinsichtlich der heute erforderlichen Arbeiten eine differenzierte Betrachtung 
notwendig. Die Gagarin Schule befindet sich seit mehreren Jahren in intensiver Nutzung. 
Nicht jede inzwischen erforderliche Reparatur ist daher auch eine Folge der damaligen 
Schwierigkeiten. Vielmehr fallen mittlerweile auch reguläre Instandhaltungsmaßnahmen, 
nutzungsbedingte Reparaturen und Anpassungen statt.
Seit Abschluss der Sanierungen wurden für bauliche Maßnahmen an der Gagarin Schule 
insgesamt 1.626.486,36 EUR aufgewendet.
Davon entfallen 1.528.432,56 EUR auf Maßnahmen, die unmittelbar der Investition 
zugeordnet werden müssen und nachlaufend auf die Inbetriebnahme erfolgten. Im 
Wesentlichen sind es hier Zahlungen an den Sanierungsträger (SES). Im Weiteren wurden 
134.968,22 EUR für laufende Instandhaltungen sowie Wartungen ausgezahlt.
Auf die o.g. Instandhaltungssumme entfallen 102.921,36 EUR auf nachfolgende 
Themenbereiche, eine eindeutige Zuordnung in Gewerke gem. DIN 276 ist nicht erfolgt.
 
Berichtszeitraum 2023 bis 2026

Aufzugstechnik 3.447,96 EUR

Bodenbelagsarbeiten 1.573,30 EUR

Lüftungsanlagen 32.977,05 EUR

Sanitär 10.862,47 EUR

Sicherheit (Schließsytem u.ä.
Sicherungssysteme)

6.044,98 EUR

Sichtschutz (Türen und Wände) 6.731,13 EUR

Türen 8.542,07 EUR

Baulicher/technischer Brandschutz 1.265,76 EUR

Trockenbau 26.824,03 EUR

Fenster 950,79 EUR

Heizungstechnik 2.737,00 EUR

Malerarbeiten 964,82 EUR

 
Bei der Bewertung dieser Zahlen ist zu berücksichtigen, dass die aufgeführten Maßnahmen 
unterschiedliche Ursachen haben. Eine trennscharfe Zuordnung zwischen ursprünglichen 
Baumängeln, Verschleiß, Beschädigungen und regulärer Instandhaltung ist rückblickend 
nicht in jedem Einzelfall möglich.
Soweit die Frage auf die Anwendung der VOB bei den nachträglich ausgeführten Arbeiten 
abzielt, ist zwischen der technischen Notwendigkeit einer Maßnahme und ihrer vergabe- 
bzw. vertragsrechtlichen Abwicklung zu unterscheiden.
Die erforderlichen Bauleistungen wurden unter Beachtung der jeweils geltenden vergabe- 
und haushaltsrechtlichen Bestimmungen beauftragt.
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Die bei der Fertigstellung der Gagarin Schule aufgetretenen Schwierigkeiten sollen aus Sicht
des Zentralen Gebäudemanagements weder relativiert noch rückblickend beschönigt 
werden. Entscheidend ist vielmehr, wie die Verwaltung mit solchen Erfahrungen umgeht.
Die Hansestadt Stralsund hat das Bauvorhaben nach dessen Abschluss ausgewertet und 
daraus organisatorische Konsequenzen gezogen. Die gewonnenen Erkenntnisse sind in die 
Weiterentwicklung von Strukturen, Zuständigkeiten und Abläufen bei städtischen 
Bauvorhaben eingeflossen.
Bau – insbesondere das Bauen im Bestand – bleibt ein komplexer Prozess, bei dem trotz 
sorgfältiger Planung und Begleitung Mängel und Probleme nicht vollständig ausgeschlossen 
werden können. Der Anspruch muss deshalb sein, Schwierigkeiten frühzeitig zu erkennen, 
transparent damit umzugehen, konsequent abzustellen und aus ihnen für zukünftige Projekte
zu lernen.
Diesem Anspruch fühlt sich das Zentrale Gebäudemanagement bei den heutigen und 
zukünftigen Bauvorhaben der Hansestadt Stralsund verpflichtet.
 
Herr Philippen dankt für die ehrliche Antwort. Es sei nicht nachvollziehbar, dass es zu einer 
derartigen Situation gekommen sei. Der Umgang mit der Thematik beschädige das 
Vertrauen in die Verwaltung.
 
Herr Mülling betont, dass ursächlich für die Problematik der entstandene Zeitdruck gewesen 
sei. Es sei zu spät erkannt worden, dass die Leistungen so nicht mehr erbracht werden 
können. Dies habe dazu geführt, dass seitens der Verwaltung Beschleunigungsmaßnahmen 
eingeleitet worden seien. So seien zusätzliche Unternehmen bei den Gewerken 
hinzugezogen worden oder andere Maßnahmen, z.B. Türelemente, mussten kompensiert 
werden. 
Im Ergebnis der Auswertung des Bauvorhabens Gagarin Schule sei die dahinterliegende 
Organisation verändert worden. Die Projektleitung verbleibe nun bei der Hansestadt 
Stralsund. Dort sollen alle Informationen gebündelt ankommen. 
Herr Mülling merkt an, dass die festgestellten Mängel in der Gagarin Schule behoben seien.
 
Der Oberbürgermeister sei froh, dass der Großteil der Schulen fertiggestellt sei. Er weist 
darauf hin, dass es aufgrund der Randbedingungen schwierig für die öffentliche Hand sei, 
Großbauvorhaben durchzuführen.
Es müsse bei den finanziellen Aufwendungen für die Gagarin Schule jedoch dahingehend 
differenziert werden, was ohnehin hätte realisiert werden müssen und wofür hätte weniger 
aufgewendet werden können.
Die Hansestadt Stralsund habe aus dem Vorhaben gelernt.
 
Herr Philippen plädiert für einen transparenten und ehrlichen Umgang der Verwaltung mit der
Bürgerschaft.
 
Herr Haack bestätigt, dass in der Vergangenheit Nachfragen zur Gagarin Schule durch die 
Verwaltung nicht offen beantwortet worden seien. Er dankt für die ehrliche Beantwortung auf 
die kleine Anfrage.
 
 
Auf die beantragte Aussprache wird verzichtet.
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Seite 16 von 42

zu 7.4 Bevölkerungsentwicklung, Stadtplanung und Wohnungsbau
Einreicher: Jürgen Suhr, Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/SPD/Piratenpartei
Vorlage: kAF 0090/2026

 
Anfrage:
 
1. Wie haben sich die Wohnungsbestandsdaten und die demografischen Daten (u.a. 

Bevölkerungszahl, Altersstruktur, Haushaltsgrößen, Leerstandsquote, 
Geschlechterverteilung, Staatsangehörigkeiten) für die Hansestadt Stralsund insgesamt 
sowie für die einzelnen Stadtteile in den letzten zehn Jahren entwickelt?

2. Nach Angaben der Verwaltung bestehen in der Hansestadt Stralsund nur geringe 
Möglichkeiten der Nachverdichtung und der Innenentwicklung. Anträge zur Erarbeitung 
eines Baulückenkatasters fanden in der Bürgerschaft keine Mehrheit. Wie identifiziert die 
Verwaltung die bestehenden Potenziale und welche konkreten Ergebnisse liegen vor?

3. Wie schätzt die Verwaltung die Effekte der Binnenwanderung, der Segregation und der 
Gentrifizierung in den einzelnen Stadtteilen vor dem Hintergrund der jetzt in Planung und 
Umsetzung befindlichen Bebauungspläne ein?

 
Herr Dr. Raith beantwortet die kleine Anfrage wie folgt:
 
zu 1.:
Die umfangreichen nachgefragten Zahlen sind den Tabellen, die mit dem Protokoll 
ausgereicht werden, zu entnehmen. Es wird hier nur ausschnitthaft aus den Ergebnissen 
berichtet:

 Die Einwohnerzahlen sind von 2005 bis 2023 um 1% gestiegen. Die stärksten 
Zuwächse verzeichnet die Altstadt mit knapp 50%, das Stadtgebiet Süd mit knapp 
30% sowie Tribseer mit 9% und Franken mit 10%. Signifikante Einwohnerverluste 
verzeichneten Knieper mit gut 10% und Grünhufe mit gut 8%. Die Zahlen seit 2024 
können angesichts der Verzerrung durch den Zensus nicht als Zeitreihe 
fortgeschrieben werden.

 Betrachtet man den Zeitraum zwischen 2016 bis 2025 auf der Basis der städtischen 
Zahlen, ist die Einwohnerzahl um 0,1% gestiegen; mit starken Zuwächsen im 
Stadtgebiet Süd (+14,7%); Einwohnerverluste verzeichnen Knieper (-3%) und 
Grünhufe (-1,5%).

 Die unterschiedliche Entwicklung ist weniger durch innerstädtische 
Wanderungsbewegungen, sondern vor allem durch den Sterbeüberschuss in den 
schrumpfenden Stadtteilen einerseits und die Zuwanderung in die attraktiven (d.h. 
modernisierten bzw. durch Neubau geprägten) Stadtteile andererseits begründet.

 Die Altersstruktur hat sich zwischen 2016 und 2025 zugunsten der ü65-Jährigen 
verschoben. In den vergangenen Jahren ist diese Altersgruppe um 1.700 EW 
(+11,3%) gewachsen, während die Zahl der u15-Jährigen um -380 EW (-5,3%) und 
die 15-65-Jährigen um -1.250 EW (-3,4%) zurückging. Im Stadtgebietvergleich ist 
2025 das älteste Stadtgebiet das Stadtgebiet Süd mit 37% ü65-Jährigen, gefolgt von 
Knieper mit 35%. Das Stadtgebiet mit dem größten Anteil u15-Jähriger ist Grünhufe 
(16%). 

 Die durchschnittliche Haushaltsgröße ist von 2015 bis 2025 statistisch von 1,77 
Personen/Haushalt auf 1,70 gesunken. Im Gegenzug ist die Zahl 
wohnungsnachfragender Haushalte von 32.554 auf 34.476 und damit deutlich stärker
als die Bevölkerung um knapp 6% gestiegen. 2005 lag die Haushaltsgröße noch bei 
2,0 Personen / Haushalt.

 Der Wohnungsbestand ist seit 2005 von 33.158 um knapp 7% auf 35.526 in 2025 
gewachsen. Die stärksten Zuwächse sind im Stadtgebiet Süd mit einem Zuwachs von
über 50% sowie in der Altstadt mit gut 23% zu verzeichnen. 

 Die Leerstandsquote ist in diesem Zeitraum dennoch von gut 11% auf annähernd 3% 
gesunken.
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 Reduziert man den Betrachtungszeitraum auf die Jahre ab 2016, ist der 
Wohnungsbestand um +3,6% gewachsen, v.a. im Stadtgebiet Süd (+20,6%) und der 
Altstadt (+5,2%).

 
Gerade in den starken Unterschieden zwischen den Stadtteilen zeigt sich deutlich, dass die 
demographische Entwicklung auf lokaler Ebene keine rein naturgesetzliche ist, sondern 
Ergebnis des kommunalen Handelns. 
 
zu 2.:
Die der Frage vorangestellten Behauptungen sind in dieser pauschalen Form unzutreffend. 
Es wird auf 2 Aspekte hingewiesen, die für die Arbeit der Verwaltung maßgeblich sind:
 

1. Den Begriff Innenentwicklung nur im engeren planungsrechtlichen Sinne des § 1a 
BauGB als Flächenrecycling und Nachverdichtung auf innerörtlichen Freiflächen zu 
verstehen, wird der Komplexität der Stadtentwicklung nicht gerecht. Im Verständnis 
des Amtes für Planung und Bau bedeutet Innenentwicklung allgemein die Stärkung 
bestehender Stadtteile ohne weiteres Ausgreifen in die nicht zersiedelte unbebaute 
Landschaft. Dabei sind neben dem Bodenschutz ebenso zentral weitere Aspekte zu 
berücksichtigen:
- die räumliche Steuerung der Bevölkerungsentwicklung zur Sicherung und Stärkung 
der bestehenden Infrastruktur (z.B. Schulen, Einzelhandel, ÖPNV-Anbindung) 
- eine breite Differenzierung der angebotenen Wohnformen als Voraussetzung für 
gemischte, sozial stabile Bewohnerstrukturen
- angemessene Nutzungsmischung bzw. eine synergetisch stärkende 
Funktionszuordnung
Wenn man Stadtentwicklung auf Ressourcenschutz verengt und 
Siedlungsentwicklung allein auf Innenentwicklung im Sinne des § 1a BauGB 
priorisiert, sind falsche Standortentscheidungen aus Sicht des Leiters des Amtes für 
Planung und Bau geradezu vorprogrammiert.

 
2. Gleichzeitig muss Herr Dr. Raith dem Eindruck entgegentreten, sein Amt würde nicht 

aktiv die Nutzung innerörtlicher Baulandpotenziale vorantreiben. Die Abteilung 
Liegenschaften führt ein umfangreiches Verzeichnis der im Besitz der Hansestadt 
liegenden Potenzialflächen, aufbereitet nach Chancen, Hemmnissen und daraus 
abgeleitet einer Einschätzung zur Priorität. Auf dieser Basis hat das Amt für Planung 
und Bau seit 2022 pro Jahr etwa sechs innerörtliche Potenzialflächen vorbereitet und 
zur Bebauung veräußert. Auch die verbesserten baurechtlichen Möglichkeiten 
(Wohnungsbauturbo) werden bzw. wurden in Stralsund genutzt. 

 
Wenn trotz dieser Voraussetzungen nicht überall gebaut wird, liegt dies u.a. an den 
schwierigen Vorgaben von Land und Bund zum energetischen Standard, zum Schallschutz 
oder zur Barrierefreiheit, die die Baukosten derart in die Höhe getrieben haben, dass 
Neubauwohnungen sowohl für Käufer als auch Mieter nahezu unerschwinglich geworden 
sind. 
 
zu 3.:
Daten zur Binnenwanderung innerhalb von Stralsund liegen nicht vor. Segregation und 
Gentrifizierung sind nach Einschätzung von Herrn Dr. Raith – mit allenfalls punktuellen 
Ausnahmen – bislang keine größeren flächendeckenden Probleme. Hierzu wird aber betont, 
dass die Verwaltung die Entwicklung aktiv steuernd begleitet, indem sie z.B.

 in der Altstadt ein größeres Vorhaben mit geförderten Wohnungen angestoßen hat,

 in Knieper West dem Einwohnerschwund durch gezielten Neubau entgegenwirkt,

 ansonsten in neuen Baugebieten konsequent auf eine Mischung der Wohnformen 
(d.h. Ein- und Mehrfamilienhäuser, Eigentum und Miete) setzt.
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Herr Suhr hinterfragt, warum die Hansestadt Stralsund in der Fläche einen dermaßen hohen 
Zuwachs an Wohnungsbau generieren müsse. Es sei davon auszugehen, dass 
Wohnungspreise entstehen, die sich nur Besserverdienende leisten können.
 
Herr Dr. Raith meint, dass im Ergebnis der Marktwirtschaft mehr Bauaktivitäten die Preise 
sinken lasse. Die hohen Preise lägen an den Standards des Neubaus. Mit der Verwendung 
anderer Standards könnte günstiger gebaut werden. 
Er gehe nicht davon aus, dass sich die Anzahl der Baugebiete kostensteigernd auswirke.
Herr Dr. Raith wiederholt, dass es auf Stadtteilebene unterschiedliche Entwicklungen gebe. 
Die relativ konstante Bevölkerungsgröße sei durch starken Zuzug bedingt. Der Zuzug müsse
daher unterstützt und gefördert werden. Daher müsse die Hansestadt Stralsund auf 
unterschiedlichen Gebieten attraktiv sein, z.B. Schulen oder Arbeitsmarkt. 
Auch dem Trend des immer höheren Altersdurchschnitts müsse entgegengewirkt werden. 
Die benötigte jüngere Bevölkerung lasse sich nur durch Zuzug generieren.
 
Herr Suhr erfragt, wie der Entwicklung der steigenden Altersstruktur stadtplanerisch 
entgegengetreten werden könne. Bislang scheine es nicht zu gelingen.
 
Herr Dr. Raith geht erneut darauf ein, dass ausschließlich durch Zuzug eine konstante 
Bevölkerungsgröße bzw. ein leichtes Bevölkerungswachstum zu verzeichnen sei. Dies sei 
durchaus als Erfolg zu werten.
Die Entwicklung sei jedoch noch nicht erfolgreich genug, um die Verschiebung des 
Altersdurchschnitts auszugleichen.
Dies sei nicht nur eine Frage der stadtplanerischen Elemente, sondern auch der 
wirtschaftlichen Entwicklung und der Attraktivität der weichen Standortfaktoren. Dies beziehe
sich nicht nur auf die Hansestadt Stralsund, sondern auf die gesamte Region.
 
Herr Philippen teilt die von Herrn Suhr vorgetragene Argumentation. Am Beispiel Stadtteil 
Süd spricht er sich für den Erhalt des Charakters des Gebietes und gegen die von der 
Verwaltung beabsichtigte 5-geschossige Bebauung.
Herr Philippen zeigt sich aufgrund der Preisentwicklung auf dem Immobilienmarkt 
pessimistisch, dass jüngere Menschen sich das in den kommenden Jahren leisten können.
 
Herr Dr. Raith führt aus, dass sich die Preise nur senken lassen, wenn die bundesweiten 
Standards gesenkt werden. Mehr Angebot sei aus seiner Sicht auf keinen Fall 
baupreissteigernd, sondern kostensenkend. 
Es bedürfe großer Mühen, die Hansestadt Stralsund weiterhin in der Attraktivität zu 
verbessern, um den Zuzug zu steigern. Die Hansestadt Stralsund müsse versuchen, sich zu 
entwickeln. Passivität werde zum Scheitern führen.
Herr Dr. Raith zeigt sich offen für Gespräche und Anregungen, gemeinsam dafür zu sorgen, 
die Hansestadt Stralsund attraktiver zu machen.
 
Der Oberbürgermeister ergänzt, dass die Hansestadt Stralsund in den vergangenen zwei 
Jahrzehnten enorm viel unternommen habe, um der prognostizierten dramatischen 
Reduktion der Bevölkerung entgegenzuwirken.
Natürlich müssten Art und Maß der Bebauung geprüft und abgestimmt werden.
Herr Dr.-Ing. Badrow zeigt sich zuversichtlich hinsichtlich der Entwicklung der Hansestadt 
Stralsund. Die grundsätzliche stadtplanerische Entwicklung in Stralsund sollte nicht in Frage 
gestellt werden. 
 
Nach Verständnis von Herrn Buxbaum versuche die Verwaltung, das Problem der 
demografischen Entwicklung durch Zuzug zu lösen. Er spricht sich dafür aus, die Hansestadt
Stralsund aus städtebaulicher Sicht kinderfreundlicher zu gestalten, um Anreize zum Anstieg
der Geburtenrate zu schaffen.
 
Herr Suhr geht auf die unterschiedliche Entwicklung in den einzelnen Stadtteilen ein und 
erfragt, was die Stadt unternehme, um die Stadtteile aufzuwerten, die bilanziell unter 
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Bevölkerungsrückgang leiden. Außerdem erkundigt er sich, ob die Stadt über eine Übersicht 
der potenziellen Bauflächen verfüge, die nicht im Eigentum der Hansestadt Stralsund seien.
 
Herr Dr. Raith stellt klar, dass die Hansestadt Stralsund bemüht sei, die eigenen Flächen für 
eine Bebauung vorzubereiten. Er halte es für schwierig, wenn sich Kommunen um die 
Mobilisierung fremder Flächen kümmern sollen. Daher solle die Innenentwicklung mit 
eigenen Flächen erfolgen.
Er geht nachfolgend auf die geplanten und aufwertenden Entwicklungen in Knieper und 
Grünhufe ein. Die Hansestadt Stralsund sei bestrebt, dass sich keine Segregation entwickelt.
 
Nach Ansicht von Herrn Schilke sei die von der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen/SPD/Piratenpartei geäußerte Kritik nicht nachvollziehbar. Städtebauliche 
Erschließung und Entwicklung seien neben der wirtschaftlichen Perspektive wichtig, um für 
jüngere Menschen als Stadt attraktiver zu werden.
 
 
Auf die beantragte Aussprache wird verzichtet.
 

zu 7.5 Gespräche Mietvertrag Hansedom
Einreicherin: Anett Kindler, Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen/SPD/Piratenpartei
Vorlage: kAF 0091/2026

 
Anfrage:
 
1. Wie ist der Stand der Gespräche mit dem Hansedom zur Frage der Fortführung des 

Mietvertrages?
2. Wie ist der Stand des Verfahrens zu einer möglichen Bewilligung von Fördermitteln aus 

dem Bundesprogramm „Sanierung kommunaler Sportstätten – Schwimmbäder“ 
entsprechend dem Beschluss der Bürgerschaft vom 4. Juni 2026 (B 0029/26)?

3. Wie bereitet sich die Stadtverwaltung auf eine mögliche Sanierung des Hansedoms vor, 
um den Schulschwimm- und Vereinssport in möglichst umfangreichem Maße aufrecht zu 
erhalten?

 
Herr Tuttlies beantwortet die Anfrage wie folgt:
 
zu 1.:
Bereits frühzeitig, im Jahr 2024, hat die Verwaltung Gespräche über die Zukunft des 
HanseDom aufgenommen. Diese Phase war zunächst durch die länger andauernde 
Erkrankung des damaligen Ansprechpartners auf Seiten der HanseDom Betriebsgesellschaft
und in der Folge durch mehrfach wechselnde Ansprechpartner geprägt.
 
Neue Dynamik erhielten die Gespräche im Rahmen der Zusammenarbeit bei der 
Beantragung der Bundesförderung in den Jahren 2025 und 2026. Erstmals konnte ein 
konstruktiver und zielorientierter Austausch mit Vertretern der Eigentümerseite etabliert 
werden.
 
Dieser Dialog wird im Anschluss an die Entscheidung im Fördermittelverfahren weitergeführt 
und auf dieser Grundlage werden die Gespräche über die zukünftige Entwicklung des 
HanseDom fortgesetzt.
 
zu 2.:
Der erste Antrag aus dem Jahr 2025 wurde ohne Angabe von Gründen abgelehnt. Zwischen 
der Einreichung des Antrags und der Bekanntgabe der Entscheidung vergingen seinerzeit 
gut sechs Monate. Unter Zugrundelegung einer vergleichbaren Bearbeitungsdauer ist daher 
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mit einer Information im Dezember zu rechnen. Der aktuelle Antrag wurde von der 
Hansestadt Stralsund am 18. Juni frist- und formgerecht eingereicht.
 
zu 3.:
Maßgeblich für alle zu treffenden Entscheidungen ist der Umfang der erforderlichen 
Sanierungs- bzw. Modernisierungsmaßnahmen. Da nach nahezu 30 Jahren des Bestehens 
des Bades von einer umfassenden Generalsanierung auszugehen ist, ist auch mit größeren 
Eingriffen in die Bausubstanz sowie in die technische und infrastrukturelle Ausstattung zu 
rechnen.
 
Diese Maßnahmen werden voraussichtlich nicht ohne zeitweise Einschränkungen bzw. eine 
vollständige Schließung des Bades oder einzelner Schwimmbecken umgesetzt werden 
können. Das Bestreben der Verwaltung ist es, die damit verbundenen Ausfallzeiten und 
Einschränkungen der Nutzung so gering wie möglich zu halten. Gleichzeitig ist davon 
auszugehen, dass die erforderlichen Arbeiten nicht ausschließlich während der Ferienzeiten 
durchgeführt werden können und somit auch außerhalb dieser Zeiten mit Einschränkungen 
des Badebetriebs zu rechnen ist.
 
Die vorhandenen Kapazitäten im Umland – einschließlich der Schwimmhalle der 
Marinetechnikschule in Parow – reichen nicht aus, um das Schul- und Vereinsschwimmen 
während einer Sanierungsphase vollständig und im bisherigen Umfang aufrechtzuerhalten.
 
Da der konkrete Umfang der erforderlichen Sanierungs- und Modernisierungsmaßnahmen 
zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht hinreichend bestimmt werden kann, ist eine belastbare 
Aussage zu Dauer, Umfang und konkreten Auswirkungen der notwendigen Einschränkungen
derzeit nicht möglich.
 
Frau Kindler bringt den Gedanken einer weiteren Schwimmhalle ein. Vor dem Hintergrund 
möglicher Einschränkungen während der Sanierungsphase müsse sich die Bürgerschaft mit 
der Thematik weiter befassen.
 
Frau Kothe-Woywode bittet um Auskunft zu Ergebnissen der bisher geführten Gespräche.
 
Herr Tuttlies teilt mit, dass die Gespräche geführt worden seien, jedoch ohne kontinuierlichen
Fluss. Grundsätzlich bestehe Einigkeit über den Willen zur Fortführung des 
Vertragsverhältnisses. Ebenso sei man sich einig, dass dann Maßnahmen in und am 
Sportbad durchgeführt werden müssen.
Bezogen auf eine mögliche Förderung erinnert Herr Tuttlies an den hohen finanziellen 
Aufwand für die Eigenmittel.
Sollte der Antrag zum Förderprogramm nicht positiv beschieden werden, müsse geklärt 
werden, wie sich beide Seiten beteiligen können, um die erfassten Maßnahmen umzusetzen 
oder ob es Einsparpotenziale gebe.
 
Herr Buxbaum erfragt, ob die Thematik Parkplatzbewirtschaftung angesprochen werden 
konnte.
 
Herr Tuttlies berichtet, dass die Thematik angebracht worden sei. Es bestehe aber weiterhin 
Gesprächsbedarf.
 
Auf Nachfrage von Herrn Hofmann teilt Herr Tuttlies mit, dass die Verwaltung keine Kenntnis
vom Besuch einer Delegation im HanseDom habe, die beabsichtige, das Objekt zu kaufen.
 
Herr Rybka sehe einen Widerspruch darin, dass seitens der Verwaltung der 
Sanierungsaufwand nach eigener Aussage nicht quantifiziert werde könne. Gleichzeitig sei 
eine Förderung von 10,5 Mio. € beantragt worden. Sollte der Sanierungsaufwand nicht zu 
ermitteln sein, bittet er um Auskunft, wie die Hansestadt Stralsund erwarten könne, dass 
dem Fördermittelantrag stattgegeben werde. 
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Herr Tuttlies stellt klar, dass nicht gesagt werden könne, in welchem Umfang die Sanierung 
erfolgen werde. Dies hänge von der Finanzierung und einer möglichen Co-Finanzierung 
durch die Hansestadt Stralsund oder die Eigentümerin ab. 
Die genannten 10,5 Mio. € seien mit einzelnen Maßnahmen konkret hinterlegt.
 
Herr Philippen berichtet, dass die Varianten und Kosten einer Schwimmhalle im 
Sportausschuss vorgestellt worden seien. Derzeit könne sich die Hansestadt Stralsund keine
Schwimmhalle für 25 Mio. € bis 30 Mio. € leisten. Er gehe davon aus, dass die Verwaltung 
sich aktiv mit der Thematik auseinandersetze.
 
 
Auf die beantragte Aussprache wird verzichtet.
 

zu 7.6 Vaterschaftsurlaub für Verwaltungsmitarbeiter
Einreicherin: Sandra Kothe-Woywode, Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen/SPD/Piratenpartei
Vorlage: kAF 0092/2026

 
Da die Zeit der Fragestunde abgelaufen ist, erfragt der Präsident der Bürgerschaft von den 
Einreichenden der noch folgenden kleinen Anfragen, ob eine Vertagung der Anfrage oder 
eine schriftliche Beantwortung gewünscht wird.
 
Frau Kothe-Woywode bittet um Beantwortung der kleinen Anfrage in der kommenden 
Sitzung.
 

zu 7.7 Geplante Schaffung zusätzlicher Fahrradstellplätze in der Altstadt und 
Auswirkungen auf Bewohnerparken sowie Erreichbarkeit der Innenstadt
Einreicher: Marc Quintana Schmidt, Fraktion DIE LINKE.
Vorlage: kAF 0093/2026

 
Es wird um schriftliche Beantwortung gebeten.
 
Anfrage:
 
1. Auf welcher fachlichen und planerischen Grundlage beruht die vorgesehene Schaffung 

von 134 zusätzlichen Fahrradstellflächen in der Altstadt, und welche konkreten 

Standorte, Varianten sowie Alternativen wurden geprüft?

2. Welche Auswirkungen hätte der mögliche Wegfall von elf Parktaschen beziehungsweise 

Kfz-Stellplätzen auf das Bewohnerparken, auf Menschen mit eingeschränkter Mobilität, 

auf Pflege-, Liefer- und Handwerksverkehre sowie auf die Erreichbarkeit der Altstadt 

insgesamt?

3. Welche Maßnahmen plant die Stadtverwaltung, um die Interessen von Radverkehr, 

Anwohnerinnen und Anwohnern, Gewerbetreibenden und Besucherinnen und Besuchern

ausgewogen zu berücksichtigen, insbesondere durch sichere Fahrradabstellanlagen, 

wirksamere Kontrolle des Bewohnerparkens, Park-and-Ride-Angebote, Besucherlenkung

sowie eine frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der zuständigen Gremien?

 
Herr Dr. Raith beantwortet die kleine Anfrage schriftlich wie folgt:
 
zu 1.:
Die Frage geht von falschen Voraussetzungen aus; es ist nicht vorgesehen, 134 zusätzliche 
Fahrradstellflächen in der Altstadt zu schaffen. Es handele sich um eine mediale 
Falschdarstellung.
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Ausgangspunkt der Befassung mit der Frage nach zusätzlichen Fahrradstellplätzen war 
keine eigenständige Planung der Verwaltung, sondern ein Prüfauftrag der Bürgerschaft. 
Diese hat mit Beschluss 2025-VIII-08-0176 die Verwaltung beauftragt, die Realisierung 
weiterer Fahrradabstellmöglichkeiten zu prüfen und die Ergebnisse dem Ausschuss für Bau, 
Umwelt, Klimaschutz und Stadtentwicklung vorzustellen. Genau diesen Auftrag hat die 
Verwaltung erfüllt, wobei bewusst verschiedene Möglichkeiten vorgestellt wurden (etwa eher 
gebündelte oder dezentral verteilte Anordnung, Zuordnung zu den Altstadteingängen oder zu
relevanten Zielpunkten). 
Es obliegt also der Bürgerschaft bzw. ihren Gremien, zu entscheiden, ob sie an dem dem 
Prüfauftrag zugrundeliegenden Ziel, die Zugänglichkeit der Altstadt für Fahrradfahrer zu 
verbessern, festhalten will und welche der möglichen Maßnahmen hierzu umgesetzt werden 
sollen. 
 
zu 2.:
Unter der Prämisse, dass es aus den vorgestellten Möglichkeiten eine sinnvolle (d.h. 
beschränkte) Auswahl zu treffen gilt, keine erheblichen. 

- Für Menschen mit eingeschränkter Mobilität wurden in der Altstadt reservierte 
Stellplätze ausgewiesen, die nicht betroffen sind.

- Pflege-, Liefer- und Handwerksverkehre nutzen die Bewohnerstellplätze in der Regel 
tagsüber, also in den Zeiten, in denen es insgesamt gesehen keinen gravierenden 
Mangel an Bewohnerstellplätzen gibt. 

- Der Verlust von wenigen Bewohnerstellplätzen wird bei einem Angebot von 
insgesamt 1.425 Stellplätzen in den beiden Bewohnerparkzonen (inkl. der für 
Bewohner freigegebenen bewirtschafteten Stellplätze) weniger als 0,5% des 
Angebots betreffen und damit keine spürbaren Auswirkungen haben.

 
zu 3.:
Frage 3 zielt auf ein Gesamtkonzept, das die verschiedenen Funktionen der Altstadt als 
zentraler Versorgungsbereich, Wohnort und Tourismusdestination bzw. Ausflugsziel 
gleichermaßen berücksichtigt. 
In der Vergangenheit gab es aus der Bürgerschaft thematisch eher enge Vorgaben, z.B. den 
Beschluss 2023-VII-03-1066 vom 16.03.2023 zur Erarbeitung von konzeptionellen 
Maßnahmen zur Stärkung des Einzelhandels im Zentralen Versorgungsbereich. Auch hier 
sind die aus städtebaulicher Sicht offensichtlichen Antworten (Verbesserung der 
Aufenthaltsqualität durch mehr Sitzgelegenheiten, mehr Stadtgrün, sowie v.a. Schaffung von 
bewirtschaftetem Kurzzeitparkplätzen) nicht ohne eine andere Verteilung des öffentlichen 
Raums denkbar.
Jeder müsse sich bewusstmachen, dass nicht jedes Ziel an allen Stellen gleichermaßen 
erreicht werden könne, dass vielmehr an einzelnen Stellen Abstriche einzelner Interessen 
zugunsten eines größeren Ganzen hingenommen werden müssen. Insofern lautet die 
Antwort, ja, es wäre wünschenswert, wenn die Bürgerschaft die Verwaltung nach einem 
solchen Gesamtkonzept fragen würde.
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zu 7.8 Umsetzung, Kontrolle und Durchsetzung der Straßenreinigungssatzung der
Hansestadt Stralsund
Einreicherin: Maria Quintana Schmidt, Fraktion DIE LINKE.
Vorlage: kAF 0094/2026

 
Es wird um schriftliche Beantwortung gebeten.
 
Anfrage:
 
1. Wie kontrolliert die Stadtverwaltung die Einhaltung der Straßenreinigungssatzung in den 

Sommermonaten, insbesondere der nach § 4 übertragenen Reinigungspflichten, wie 
viele Kontrollen wurden 2025 und 2026 bislang durchgeführt und wie viele Verstöße 
wurden dabei festgestellt und dokumentiert?

 
2. Welche Maßnahmen ergreift die Verwaltung bei festgestellten Mängeln, insbesondere 

durch schriftliche Aufforderungen, Fristsetzungen, Bußgelder oder Ersatzvornahmen, und
welche Bereiche der Stadt gelten aus Sicht der Verwaltung als besonders 
problematisch?

 
3. Wie werden Hinweise aus der Bevölkerung aufgenommen, bearbeitet und nachverfolgt, 

wie informiert die Verwaltung Bürgerinnen und Bürger über ihre Pflichten und welche 
Maßnahmen einschließlich ökologischer Verfahren ergreift die Stadt auf Flächen in 
eigener Zuständigkeit? 

 
Die schriftliche Beantwortung erfolgt durch Frau Guruz wie folgt:
 
zu 1.:
Die Einhaltung der Straßenreinigungssatzung wird ganzjährig kontrolliert.
Der Kommunale Ordnungsdienst führt Kontrollen durch, dokumentiert Mängel und spricht die
Reinigungspflichtigen vor Ort an. Im Jahr 2025 wurden 211 Kontrollen dokumentiert und elf 
Fälle an die Bußgeldstelle abgegeben. Im Jahr 2026 wurden bislang 125 Kontrollen 
durchgeführt; eine Abgabe an die Bußgeldstelle erfolgte bisher nicht.
 
zu 2.:
Festgestellte Mängel werden dokumentiert und die Reinigungspflichtigen zunächst unter 
Fristsetzung zur Beseitigung aufgefordert. Erfolgt keine Abhilfe, kommen eine 
ordnungsrechtliche Anordnung und deren Durchsetzung bis hin zur kostenpflichtigen 
Ersatzvornahme in Betracht. Bei entsprechenden Verstößen kann zudem ein 
Ordnungswidrigkeitenverfahren eingeleitet werden. Die Maßnahmen richten sich nach 
Schwere, Dauer und Wiederholung des Verstoßes.
 
Räumliche Schwerpunkte bestehen nicht. Die Kontrollen erfolgen aufgrund eigener 
Feststellungen und eingehender Hinweise. Derzeit werden die Zuständigkeiten und das 
fachbereichsübergreifende Verfahren zur Kontrolle und Durchsetzung der 
Reinigungspflichten neu abgestimmt.
 
zu 3.:
Hinweise werden insbesondere über den städtischen Mängelmelder sowie telefonisch, 
schriftlich oder per E-Mail aufgenommen, geprüft und bei Bedarf vor Ort kontrolliert. Über 
den Mängelmelder sind der Bearbeitungsstand und die Rückmeldung der Verwaltung 
einsehbar.
 
Die Hansestadt informiert auf ihrer Internetseite über die Straßenreinigungssatzung und die 
daraus folgenden Pflichten. Im Einzelfall werden die Reinigungspflichtigen unmittelbar auf 
ihre Verpflichtungen hingewiesen.
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Auf eigenen Flächen erfüllt die Hansestadt die Reinigungspflichten selbst oder durch 
beauftragte Dritte und setzt zur Reinigung und Wildkrautbeseitigung vorrangig mechanische 
Verfahren ein. Weitere umweltschonende Verfahren werden auf Eignung und 
Wirtschaftlichkeit geprüft.
 

zu 7.9 Zum Sonnenschirm-Verbot
Einreicherin: Sandra Graf, AfD Fraktion
Vorlage: kAF 0096/2026

 
Frau Graf bittet um die schriftliche Beantwortung der kleinen Anfrage.
 
Anfrage:
 
1. Welche konkreten Erkenntnisse oder Gutachten belegen, dass Werbeaufdrucke auf 

Sonnenschirmen auf dem Alten Markt das historische Stadtbild in einem Maße 
beeinträchtigen, dass ein Verbot erforderlich ist? Bitte die entsprechenden fachlichen 
Stellungnahmen, Gutachten oder Beschlüsse benennen und zur Verfügung stellen.

 
2. Welche einmaligen und laufenden Kosten entstehen den betroffenen gastronomischen 

Betrieben durch die Umsetzung der neuen Regelung? Bitte die Anzahl der betroffenen 
Betriebe, die zugrunde gelegte Kostenschätzung je Betrieb sowie die Gesamtkosten 
angeben und erläutern, ob eine finanzielle Unterstützung oder Übergangsregelung 
vorgesehen ist.

 
3. Welche alternativen Regelungen wurden vor der Entscheidung geprüft und aus welchen 

konkreten Gründen verworfen? Bitte insbesondere darlegen, ob Varianten wie 
Größenbegrenzungen für Werbeaufdrucke, ein Bestandsschutz für vorhandene Schirme 
oder eine freiwillige Selbstverpflichtung der Gastronomen geprüft wurden und weshalb 
diese jeweils als ungeeignet bewertet wurden.

 
Die schriftliche Antwort von Herrn Dr. Raith lautet wie folgt:
 
Die Anforderungen an die Gestaltung der Außengastronomie auf dem Alten Markt beruhen 
auf den für diesen besonders sensiblen Stadtraum geltenden rechtlichen und gestalterischen
Grundlagen. Hierzu gehören insbesondere:
 

 die Straßensondernutzungssatzung der Hansestadt Stralsund einschließlich der darauf 
aufbauenden Sondernutzungsgebührensatzung sowie die auf ihrer Grundlage erteilten 
Sondernutzungserlaubnisse,

 das von der Bürgerschaft gebilligte Freiraumkonzept für den Alten Markt einschließlich 
seiner Vorgaben zur Gestaltung der Außengastronomie,

 die Gestaltungssatzung für die Altstadt der Hansestadt Stralsund und

 ergänzend die allgemeinen gestalterischen Anforderungen der Landesbauordnung 
Mecklenburg-Vorpommern sowie die Belange des Denkmal- und Welterbeschutzes.

 
Vor diesem Hintergrund ist allgemein festzuhalten:

 Die über den Gemeingebrauch hinausgehenden gewerblichen Nutzungen im öffentlichen
Straßenraum werden als Sondernutzung genehmigt. Nach der 
Sondernutzungsgebührensatzung der Hansestadt Stralsund ist zwischen „Freisitzflächen 
(Straßencafé) und Stehtische“ (Nr. 8) einerseits und „Werbung und Hinweisschilder“ (Nr. 
7) andererseits zu unterscheiden. Während Freisitzflächen aus städtebaulichen Gründen 
zur Unterstützung der Aufenthaltsqualität (bzw. technisch gesprochen zur Stärkung des 
zentralen Versorgungsbereichs) gefördert werden sollen, ist Werbung (zumal ohne 
Bezug zur Stätte der Leistung) im Welterbe kritisch zu sehen und wird überaus restriktiv 
gehandhabt. 
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 Wann bei einer Freisitzfläche eine Beschriftung der Schirme als eigenständige Werbung 
zu werten ist, kann hilfsweise aus § 61 LBauO M-V abgeleitet werden: Verfahrensfrei 
sind dauerhaft installierte Werbeanlagen mit einer Ansichtsfläche bis zu 1 m2.

 Schon die Tatsache, dass die Werbepartner die Schirme sponsern, belegt im Übrigen die
mit der Werbung verfolgte gewerbliche Absicht.

 Für Werbung an Gebäuden hat die Bürgerschaft die Gestaltungssatzung Altstadt der 
Hansestadt Stralsund (Gestaltungssatzung) erlassen. Unter § 20 heißt es zu 
Werbeanlagen (Auszug): „Werbeanlagen müssen so gestaltet sein, dass Form und 
Maßstab, Anbringungsort, Werkstoff und Farbe weder den Gesamteindruck der 
einzelnen Fassade noch die Fassadenabfolge im Straßen- und Platzbild beeinträchtigen. 
… Werbeanlagen dürfen nicht höher als 0,4 m sein und in der Summe ihrer Länge 50 % 
der Fassadenbreite nicht überschreiten. Einzelne Zeichen dürfen bis zu 0,5 m hoch sein. 
… Das Anbringen von Plakaten, Fahnen und Schriftwerbung auf Fenster- und 
Schaufensterscheiben ist nur für die Dauer von Sonderverkäufen erlaubt. Das gilt nicht 
für Schriftwerbung, die eine Höhe von 0,3 m und eine Fläche von 5 % der Fensterfläche 
nicht überschreitet.“

 
Aus dem Vorgenannten ergeben sich aus Sicht der Verwaltung folgende Konsequenzen:
- Wenn die Gastronomen neben Freisitzflächen auch Werbung als Sondernutzung 

beantragen würden, wäre dies abzulehnen – sofern man nicht eine Vorbildwirkung für 
Drittvorhaben entstehen lassen will. 

- Wenn die Verwaltung einzelne Sonnenschirme als Werbung nach der 
Sondernutzungsgebührensatzung abrechnen würde, wären pro 0,5 qm Werbefläche 8,50
€ im Monat anzusetzen. Bei 12 qm Schirmfläche (3,5/3,5m) macht dies pro Schirm 204 € 
im Monat bzw. 1.224 € im Halbjahr (12/0,5*6*8,5). Diese Gebühren werden auch bei 
ungenehmigter Nutzung fällig. Die in der Satzung vorgesehenen Tatbestände der 
Gebührenbefreiung nach § 3 Abs. 2 treffen hier nicht zu (öffentliches Interesse, keine 
kommerzielle Absicht bzw. ausschließlich gemeinnütziger Zweck). Von der 
Gebührenerhebung sind in § 3 Abs. 1 Ziff. 3 ausdrücklich nur „das Aufstellen von mobilen
Dekorationsgegenständen, wie Zierpflanzen, Vasen, Kübel, Fahrradständer und dgl., 
soweit es sich nicht um Werbeeinrichtungen“ handelt, ausgenommen.

- Wenn die Verwaltung auf eigenen städtischen Flächen in der Altstadt großflächige 
Werbung ohne engen Bezug zur Stätte der Leistung zulässt, entfällt jegliche Begründung
für die restriktiven Vorgaben der Gestaltungssatzung zu Werbeanlagen. Die Verwaltung 
könnte dann auch etwa dem Nettomarkt das flächige Bekleben der Schaufenster in 
vergleichbarer Größe mit Waschmittelwerbung nicht mehr verwehren. Die Hansestadt 
Stralsund kann nicht an den Fassaden der Altstadt Zurückhaltung verlangen und 
gleichzeitig auf dem Alten Markt den öffentlichen Raum zur Werbefläche machen.

 

zu 7.10 zur Absperrung Fahrradweg am Knieperdamm Höhe Seniorenzentrum 
Volkssolidarität
Einreicherin: Nicole Lastovka, CDU/FDP-Fraktion
Vorlage: kAF 0098/2026

 
Frau Lastovka bittet um Vertagung der kleinen Anfrage.
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zu 7.11 Einsatz von E-Bikes beim Kommunalen Ordnungsdienst
Einreicherin: Andrea Kühl, Fraktion DIE LINKE.
Vorlage: kAF 0099/2026

 
Frau Kühl wünscht die schriftliche Beantwortung.
 
Anfrage:
 
Die Bürgerschaftsfraktion DIE LINKE. bittet die Stadtverwaltung um die Beantwortung 
folgender Fragen:
 
1. Welche Prüfungen oder Überlegungen hat die Stadtverwaltung seit Einführung bzw. 

Vorbereitung des Kommunalen Ordnungsdienstes zum Einsatz von E-Bikes im 
Außendienst vorgenommen, und zu welchem Ergebnis ist sie dabei gekommen?

 
2. Welche Vor- und Nachteile sieht die Stadtverwaltung beim Einsatz von E-Bikes für den 

Kommunalen Ordnungsdienst, insbesondere hinsichtlich Präsenz im Stadtgebiet, 
Erreichbarkeit schwer zugänglicher Bereiche, Einsatzzeiten, Sicherheit der 
Mitarbeitenden und Wirtschaftlichkeit?

 
3. Welche Kosten würden nach Einschätzung der Verwaltung für Anschaffung, Ausstattung,

Wartung, Versicherung und Unterbringung geeigneter E-Bikes entstehen, und hält die 
Stadtverwaltung einen Pilotversuch für sinnvoll? Wenn ja, wann und in welchem Umfang 
könnte dieser umgesetzt werden?

 
Herr Tanschus antwortet schriftlich wie folgt:
 
zu 1. und 2.:
Die Stadtverwaltung hat den möglichen Einsatz von E-Bikes im Kommunalen 
Ordnungsdienst (KOD) im Rahmen der bisherigen Aufgaben- und Einsatzplanung betrachtet.
Eine konkrete Beschaffung wird nicht weiterverfolgt, da derzeit die Personalgewinnung und 
die strategische Ausrichtung und Aufgabenverteilung des KOD im Vordergrund stehen. Ein 
konkreter zusätzlicher Bedarf an E-Bikes besteht nicht.
 
E-Bikes könnten grundsätzlich die schnelle und flexible Fortbewegung auf kurzen Strecken 
unterstützen und die sichtbare Präsenz des KOD im Stadtgebiet erhöhen Ein wesentlicher 
zusätzlicher Nutzen gegenüber dem bestehenden Streifendienst ist jedoch nicht erkennbar. 
 
Die relevanten Bereiche des Stadtgebiets sind mit dem Dienstfahrzeug oder zu Fuß gut 
erreichbar. Für den unmittelbaren Kontakt mit Bürgerinnen und Bürgern ist die fußläufige 
Präsenzstreife geeigneter. Auch ein abgestelltes Dienstfahrzeug trägt zur Sichtbarkeit des 
KOD bei.
 
Bei Kontrollen mit häufigem Anhalten, Absteigen und wechselnden Kontrollpunkten - 
beispielsweise bei der Überwachung von Anliegerpflichten - sind E-Bikes nur eingeschränkt 
praktikabel. Hinzu kommen die Abhängigkeit von Witterungsbedingungen, erhöhte 
Anforderungen an die sichere Abstellung und Sicherung der Fahrräder. Ein E-Bike könnte 
das Dienstfahrzeug zudem lediglich ergänzen, nicht ersetzen, da für bestimmte Einsatzlagen
weiterhin ein Fahrzeug erforderlich ist.
 
zu 3.:
Die Anschaffungskosten geeigneter E-Bikes werden - abhängig von Modell und Ausstattung 
- auf etwa 2.500 bis 4.000 Euro je Fahrrad geschätzt. Alternativ wären Leasing oder 
Anmietung möglich. Für Fahrradtaschen, Helme sowie weitere sicherheits- und 
einsatzbezogene Ausstattung entstehen zusätzliche Kosten. Ebenso für Wartung und 
Instandhaltung.
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Aufgrund des derzeit fehlenden konkreten Bedarfs, der begrenzten zusätzlichen 
Einsatzmöglichkeiten, des fortbestehenden Bedarfs an einem Dienstfahrzeug sowie der 
zusätzlichen Anschaffungs- und Betriebskosten ist ein Pilotversuch gegenwärtig nicht 
sinnvoll. 
Sollte sich die personelle oder operative Situation ändern, kann die Durchführung eines 
begrenzten Pilotversuchs erneut geprüft werden.
 

zu 7.12 Erneuerung der Abwasseranlage im Heinrich-Heine-Ring (Höhe JET 
Tankstelle) im Zusammenhang mit der dort vorgesehenen 
Straßenbaumaßnahme
Einreicher: Bernd Buxbaum, Fraktion DIE LINKE.
Vorlage: kAF 0100/2026

 
Herr Buxbaum bittet um Beantwortung der kleinen Anfrage in der kommenden Sitzung der 
Bürgerschaft.
 

zu 7.13 Schwarzer Weg
Einreicher: Friedrich Smyra, Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen/SPD/Piratenpartei
Vorlage: kAF 0101/2026

 
Herr Smyra bittet um schriftliche Beantwortung der kleinen Anfrage.
 
Anfrage:
 
1. Wann erfolgt der Weiterbau des Fuß- und Radweges im Schwarzen Weg auf Höhe der 

Kleingartenanlage Garbodenhagen in Richtung Eisenbahnstraße bzw. in Richtung der 
Kartbahn in der Straße „Am Bahnübergang“ in der Nähe der Rostocker Chaussee?

 
Frau Guruz beantwortet die kleine Anfrage schriftlich wie folgt:
 
Die Herstellung beziehungsweise Ertüchtigung der Wegeverbindung vom ausgebauten 
Abschnitt des Schwarzen Weges in Richtung Kartbahn und weiter über die Straße „Am 
Bahnübergang“ bis zur Rostocker Chaussee wird von der Verwaltung ausdrücklich begrüßt. 
Die Maßnahme ist bereits im Wegekonzept für den Fuß- und Radverkehr enthalten.
 
Voraussetzung für die Umsetzung ist jedoch, dass sich alle benötigten Wegeflächen in 
öffentlichem Eigentum befinden. Dies ist derzeit noch nicht vollständig der Fall. Die 
erforderliche Klärung und Sicherung der Flächen befindet sich bereits in Bearbeitung.
 

zu 8 Einwohnerfragestunde
 

zu 8.1 Einwohnerfrage Frau Rath
 
Der Präsident teilt mit, dass zur Sitzung eine Einwohnerfrage von Frau Rath vorliegt. Frau 
Rath ist zur Sitzung anwesend.
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Frau Guruz beantwortet die eingereichte Einwohnerfrage wie folgt:
 
1. Hat die CDU für das frühzeitige Anbringen von Wahlplakaten zur Landtagswahl am 

07.08.2026 einen Antrag auf Sondernutzung des öffentlichen Straßenraums gestellt? 
2. Wurde der CDU für diesen Tag eine Sondernutzungserlaubnis erteilt? Falls ja: Wurden 

hierfür Gebühren erhoben und in welcher Höhe? 
3. Falls keine Sondernutzungserlaubnis erteilt wurde: Welche Maßnahmen wird die 

Hansestadt Stralsund ergreifen, um die Gleichbehandlung aller politischen Parteien 
sicherzustellen und den Verstoß zu ahnden?

 
zu 1. und 2.:
Eine Erlaubnis zum vorzeitigen Anbringen von Wahlwerbung wurde weder beantragt noch 
erteilt. Gebühren wurden dementsprechend nicht erhoben.
 
zu 3.:
Eine flächendeckende regelmäßige Kontrolle des Anbringens von Wahlwerbung findet nicht 
statt. Von dem konkret benannten Fall hat die Hansestadt Stralsund erst durch die 
vorliegende Anfrage Kenntnis erlangt. Ohne konkrete Belege (z.B. Fotos mit Datumsstempel,
genaue Angabe des Ortes) ist es jedoch schwierig, den Sachverhalt zu prüfen.
 
Die Gleichbehandlung der politischen Parteien wird dadurch gewährleistet, dass die 
geltenden Regelungen auf alle Parteien und sonstigen Wahlvorschlagsträger gleichermaßen 
angewendet und bekanntwerdende Verstöße nach einheitlichen Maßstäben geprüft werden.
 

Frau Rath hinterfragt, wie mit der demokratischen Wirkung umgegangen werde.
 
Frau Guruz wiederholt, dass keine Anzeige oder kein Beweis in Form eines Schrift- oder 
Bildmaterials vorliege. Die Verwaltung sei dem Gleichbehandlungsgrundsatz verpflichtet und 
agiere entsprechend.
 

zu 9 Anträge
 

zu 9.1 zum Haushaltserlass
Einreicher: Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit
Vorlage: AN 0061/2026

 
Herr Haack begründet den Antrag. Die Bürgerschaft verabschiede den Haushalt und müsse 
damit auch umgehend über den entsprechenden Bescheid des Innenministeriums M-V in 
Kenntnis gesetzt werden.
 
Der Präsident lässt über den Antrag AN 0061/2026 abstimmen:
 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt:
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, dass in den kommenden Jahren der Bescheid des 
Innenministeriums MV zum laufenden Haushalt den Fraktionen sofort zur Verfügung gestellt 
wird.
 
Abstimmung: Einstimmig beschlossen
2026-VIII-06-0277
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zu 9.2 zum "Grünen Boulevard"
Einreicher: Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit
Vorlage: AN 0062/2026

 
Herr Haack modifiziert den Antrag AN 0062/2026 zum besseren Verständnis dahingehend, 
dass im Beschlussvorschlag das Wort „einvernehmlich“ gestrichen werde.
 
Herr Radtke erklärt, dass sich die Fraktion AfD dem vorliegenden Antrag in vollem Umfang 
anschließe. Er stellt klar, dass seine Fraktion einer zweispurigen Verkehrsführung nicht 
zustimmen werde.
 
Auf Nachfrage von Herrn Buxbaum führt der Oberbürgermeister aus, dass der Nachweis 
erbracht worden sei, dass der ursprüngliche Entwurf nicht funktioniere. Seitens des Bundes 
wurde erklärt, auch eine angepasste Variante zu unterstützen. Die Fördermittel seien nicht 
gestrichen worden. Die Begrifflichkeit „Grüner Boulevard“ sei nicht fixiert. 
 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/SPD/Piratenpartei teilt Herr Suhr mit, dass dem 
Antrag zugestimmt werde. Er gehe davon aus, dass die Verwaltung die Planungen ohnehin 
im Ausschuss für Bau, Umwelt, Klimaschutz und Stadtentwicklung vorstellen wolle.
 
Der Oberbürgermeister bestätigt die Einschätzung.
 
Herr Paul stellt den modifizierten Antrag AN 0062/2026 zur Abstimmung:
 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt:
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, umzusetzen, dass eine neue Planung für den 
„Grünen Boulevard“ erst beauftragt wird, wenn die Grundzüge der Planung im Ausschuss für
Bau, Umwelt, Klimaschutz und Stadtentwicklung behandelt wurden.
 
Abstimmung: Einstimmig beschlossen
2026-VIII-06-0278

zu 9.3 zu den Schirmen auf dem Alten Markt
Einreicher: Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit, CDU/FDP-Fraktion
Vorlage: AN 0063/2026

 
Herr Haack begründet den vorliegenden Antrag AN 0063/2026. An anderen Orten in der 
Stadt werde gegen die Gestaltungssatzung verstoßen, z.B. Fahrradschuppen in der Knieper 
Straße. Dahingehend hätten Verwaltung und Gestaltungsbeirat aus seiner Sicht versagt. Die 
Verwaltung sollte nicht auf Kosten der Gastronomen in Aktionismus verfallen.
 
Herr Klingschat führt aus, dass insbesondere Existenzgründerinnen und Existenzgründern 
keine zusätzlichen Hürden in den Weg gelegt werden sollten. Der Antrag ziele ausdrücklich 
nicht darauf ab, Gestaltungsvorgaben in Frage zu stellen. Die Regelungen müssen aber 
erkennbar, auffindbar und nachvollziehbar sein. 
Zunächst sollte Transparenz und Planbarkeit hergestellt werde. Erst dann könne die 
Einhaltung verlangt werden. Für die Fraktion CDU/FDP wirbt er um Zustimmung zum Antrag.
 
Herr Schilke hält den Antrag in der vorliegenden Form für nicht zustimmungsfähig. Er legt 
dies ausführlich dar. So werde ein Verstoß gegen eine Satzung suggeriert, obwohl die 
Verwaltung selbst erklärt habe, dass die Schirmgestaltung nicht Gegenstand der 
Gestaltungssatzung sei. Der Beschlussvorschlag verschaffe den Gastronomen eher weniger 
Rechtssicherheit.
Die Fraktion AfD werde sich der Stimme enthalten.
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Herr Haack hält die Ausführungen für widersinnig.
 
Die Fraktion DIE LINKE. halte die Grundintention des Antrags für richtig. Gleichwohl werde 
die die Formulierung kritisiert, wonach der Oberbürgermeister aufgerufen werde, etwas nicht 
zu sanktionieren. Herr Buxbaum regt an, diese Formulierung ggf. durch eine Fristsetzung zu 
ändern. Er macht deutlich, dass das Abstimmverhalten seiner Fraktion von einer möglichen 
Änderung abhänge.
 
Nach Eindruck der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/SPD/Piratenpartei agiere die Verwaltung
bislang großzügig. Frau Kothe-Woywode führt weiter aus, dass die Verwaltung nur bei Neu- 
oder Ersatzanschaffungen von Schirmen die Gestaltungssatzung durchsetze. Sie bittet um 
Auskunft der Verwaltung zur aktuellen Handhabung.
 
Herr Dr. Raith verliest auszugsweise die Antwort auf die kleine Anfrage unter TOP 7.9:
„Die über den Gemeingebrauch hinausgehenden gewerblichen Nutzungen im öffentlichen 
Straßenraum werden als Sondernutzung genehmigt. Nach der 
Sondernutzungsgebührensatzung der Hansestadt Stralsund ist zwischen „Freisitzflächen 
(Straßencafé) und Stehtische“ (Nr. 8) einerseits und „Werbung und Hinweisschilder“ (Nr. 7) 
andererseits zu unterscheiden. Während Freisitzflächen aus städtebaulichen Gründen zur 
Unterstützung der Aufenthaltsqualität gefördert werden sollen, ist Werbung (zumal ohne 
Bezug zur Stätte der Leistung) im Welterbe kritisch zu sehen und wird überaus restriktiv 
gehandhabt. 
Wann bei einer Freisitzfläche eine Beschriftung der Schirme als eigenständige Werbung zu 
werten ist, kann hilfsweise aus § 61 LBauO M-V abgeleitet werden: Verfahrensfrei sind 
demnach installierte Werbeanlagen mit einer Ansichtsfläche bis zu 1 m2.
Schon die Tatsache, dass die Werbepartner die Schirme sponsern, belegt im Übrigen die mit
der Werbung verfolgte gewerbliche Absicht. 
Für Werbung an Gebäuden hat die Bürgerschaft die Gestaltungssatzung Altstadt der 
Hansestadt Stralsund (Gestaltungssatzung) erlassen. Unter § 20 heißt es zu Werbeanlagen 
(Auszug): „Werbeanlagen müssen so gestaltet sein, dass Form und Maßstab, 
Anbringungsort, Werkstoff und Farbe dem Gesamteindruck der einzelnen Fassade nicht 
widersprechen.
Aus dem Vorgenannten ergeben sich folgende Konsequenzen:

- Wenn die Gastronomen neben Freisitzflächen auch Werbung als Sondernutzung 
beantragen würden, wäre dies abzulehnen – sofern nicht eine Vorbildwirkung für 
Drittvorhaben entstehen soll. 

- Wenn einzelne Sonnenschirme als Werbung nach der 
Sondernutzungsgebührensatzung abgerechnet würden, wären pro 0,5 qm 
Werbefläche 8,50 € im Monat anzusetzen. Bei 12 qm Schirmfläche (3,5*3,5m) macht 
dies pro Schirm 204 € im Monat bzw. 1.224 € im Halbjahr. Diese Gebühren werden 
auch bei ungenehmigter Nutzung fällig. Die in der Satzung vorgesehenen 
Tatbestände der Gebührenbefreiung nach § 3 Abs. 2 treffen hier nicht zu (öffentliches
Interesse, keine kommerzielle Absicht bzw. ausschließlich gemeinnütziger Zweck). 
Von der Gebührenerhebung kann in § 3 Abs. 1 Ziff. 3 ausdrücklich nur „das 
Aufstellen von mobilen Dekorationsgegenständen, wie Zierpflanzen, Vasen, Kübel, 
Fahrradständer und dgl., soweit es sich nicht um Werbeeinrichtungen“ handelt, 
ausgenommen werden.

Wenn auf eigenen städtischen Flächen in der Altstadt großflächige Werbung ohne engen 
Bezug zur Stätte der Leistung zugelassen wird, entfällt jegliche Begründung für die 
restriktiven Vorgaben der Gestaltungssatzung zu Werbeanlagen. Damit könnte dann auch 
etwa dem Nettomarkt das flächige Bekleben der Schaufenster in vergleichbarer Größe mit 
Waschmittelwerbung nicht mehr verwehrt werden.“
 
Herr Dr. Raith macht deutlich, dass es sich vorliegend um einen Satzungstatbestand 
handele. Die Verwaltung müsse diese Satzung umsetzen. 
Er zeigt sich gesprächsbereit hinsichtlich einer Satzungsänderung oder 
Gebührensatzungsänderung. Zu beschließen, dass die Verwaltung die Satzung nicht 
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anwenden solle, halte er für schwierig. Gegebenenfalls sollte darüber nochmals im 
Ausschuss für Bau, Umwelt, Klimaschutz und Stadtentwicklung beraten werden.
Herr Dr. Raith betont, dass die Gastronomen angeschrieben worden seien, dass diese sich 
zukünftig wieder stärker an die Regelung halten sollten. Die Verwaltung habe nicht die 
Absicht gehabt, kurzfristige Veränderungen vorzunehmen.
Herr Dr. Raith merkt zudem an, dass Grundlage Sondernutzungsrecht sei. Dieses stehe über
das Ortsrecht auf der Homepage zur Verfügung. 
 
Herr Suhr berichtet aus der Beratung zur Thematik im Ausschuss für Bau, Umwelt, 
Klimaschutz und Stadtentwicklung. Die Verwaltung habe überzeugend ein vorsichtiges 
Agieren angekündigt. Er habe daher nicht den Eindruck gehabt, dass noch immer 
Handlungsbedarf gesehen werde.
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/SPD/Piratenpartei beantragt Herr Suhr nach 
Geschäftsordnung die Verweisung des Antrages AN 0063/2026 zur Beratung in den 
Ausschuss für Bau, Umwelt, Klimaschutz und Stadtentwicklung.
 
Herr Haack hält den Antrag für unschädlich, zumal scheinbar Einigkeit über die Intention des 
Antrages bestehe. Er spricht sich für eine Beschlussfassung des Antrages aus. Unabhängig 
davon könne die Thematik im Ausschuss beraten werden.
 
Herr Buxbaum erklärt die Unterstützung des Antrages auf Verweisung. Ein Beschluss über 
den vorliegenden Antrag wäre nach seinem Verständnis nicht rechtmäßig.
 
Der Präsident lässt über den Geschäftsordnungsantrag auf Verweisung des Antrages AN 
0063/2026 zur Beratung in den Ausschuss für Bau, Umwelt, Klimaschutz und 
Stadtentwicklung abstimmen.
 
Abstimmung: Mehrheitlich abgelehnt
 
Abschließend stellt er den Antrag AN 0063/2026 zur Abstimmung:
 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt:
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, dass die Betreiber der gastronomischen Betriebe am
Alten Markt nicht sanktioniert werden, da sie noch nicht die richtigen Schirme gemäß 
Gestaltungskonzept haben. Sollten die noch stehenden falschen Schirme zerschlissen sein 
und es müssen neue angeschafft werden, dann sollen diese auch dem Gestaltungskonzept 
entsprechen. Des Weiteren soll auch die Freifläche vor der Nikolaikirche in die 
Gestaltungskonzeption miteinbezogen werden.
Der Oberbürgermeister wird weiterhin beauftragt, eine leicht zugängliche und transparente 
Einsicht über die Gestaltungsvorgaben zu schaffen. Solange diese nicht vorhanden ist, 
werden die Gestaltungsvorgaben ausgesetzt.
 
Abstimmung: Mehrheitlich beschlossen
2026-VIII-06-0279

zu 9.4 Toiletten Hansawiese
Einreicher: Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit
Vorlage: AN 0064/2026

 
Herr Philippen begründet den vorliegenden Antrag AN 0064/2026. Der Bedarf bestehe in 
dem Bereich. Die Voraussetzungen zur Installation (Anschluss Wasser und Strom) lägen vor.
 
Für die Fraktion CDU/FDP teilt Herr Dr. Zabel mit, dass die Zielvorstellung kritisch gesehen 
werde. Gleichwohl sei seine Fraktion an dem Ergebnis der Prüfung interessiert, um sich eine
abschließende Meinung bilden zu können.
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Nach Ansicht von Frau Graf sei das Anliegen nachvollziehbar, jedoch greife der Antrag zu 
kurz. Sie verweist auf den nachfolgenden Antrag AN 0067/2026 der Fraktion AfD unter TOP 
9.5. Die Fraktion AfD werde den hier vorliegenden Beschlussvorschlag ablehnen.
 
Der Oberbürgermeister informiert, dass der Betreiber der Nordmole für die Hansestadt 
Stralsund kostenfrei eine öffentliche Toilette auf der Nordmole bereitstelle.
Er erinnert zudem an die Problematik des Vandalismus im Kontext mit öffentlichen Toiletten.
 
Herr Philippen entgegnet Frau Graf, dass es bereits Gespräche mit den Stadtwerken und der
REWA gegeben habe. 
 
Für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/SPD/Piratenpartei erklärt Frau Kindler die 
Zustimmung zum Antrag. Zur öffentlichen Toilette auf der Nordmole regt sie an, ein 
Hinweisschild zu installieren.
 
Der Präsident stellt fest, dass kein weiterer Redebedarf bestehe und lässt über den Antrag 
AN 0064/2026 abstimmen:
 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt:
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt zu prüfen, ob es technisch machbar und finanziell 
darstellbar ist, im Bereich der Hansawiese ein öffentliches Toilettengebäude zu errichten. Als
Alternative könnte auch ein durch die Hansestadt angeschaffter Toilettenwagen dienen.
 
Abstimmung: Mehrheitlich beschlossen
2026-VIII-06-0280

zu 9.5 Hansa-Wiese als Veranstaltungsort stärken und Rahmenbedingungen 
verbessern
Einreicher: AfD Fraktion
Vorlage: AN 0067/2026

 
Frau Graf begründet den Antrag AN 0067/2026 ausführlich. Die Rahmenbedingungen stellen
Veranstaltende vor hohe Hürden. Es solle geprüft werden, welche Voraussetzungen möglich 
und finanzierbar seien. Sie wirbt um Zustimmung zum Antrag.
 
Herr Philippen teilt mit, dass die Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit den Antrag ablehnen 
werde.
 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/SPD/Piratenpartei werde den Antrag ebenfalls 
ablehnen. Frau Kothe-Woywode erinnert an die Beschlussfassung zu TOP 9.4.
Der Antrag AN 0067/2026 bereite aus ihrer Sicht eine Kommerzialisierung vor. Die 
Hansawiese solle weiterhin als öffentliche Fläche genutzt werden.
 
Der Präsident stellt den Antrag AN 0067/2026 zur Abstimmung:
 
 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt:

Der Oberbürgermeister wird beauftragt zu prüfen, mit welchen Maßnahmen die Hansa-
Wiese als Veranstaltungsort infrastrukturell aufgewertet und die Durchführung öffentlicher 
Veranstaltungen organisatorisch und wirtschaftlich erleichtert werden kann. Dabei soll 
insbesondere untersucht werden, ob dauerhaft nutzbare Strom-, Wasser- und 
gegebenenfalls Abwasseranschlüsse sowie weitere regelmäßig benötigte Infrastruktur 
geschaffen werden können. In diese Prüfung sind die REWA Regionale Wasser- und 
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Abwassergesellschaft Stralsund mbH sowie die SWS Stadtwerke Stralsund GmbH mit 
einzubeziehen. Hierzu sind die Investitionskosten und mögliche Einsparungen für 
Veranstalter darzustellen.

Zudem ist zu prüfen, ob Genehmigungs- und Verwaltungsverfahren besser gebündelt und 
vereinfacht werden können, etwa durch einen zentralen Ansprechpartner, einheitliche 
Checklisten sowie standardisierte Verfahrensabläufe und Anforderungen an wiederkehrende 
Sicherheits-, Verkehrs- und Veranstaltungskonzepte, soweit dies rechtlich möglich ist.

Weiterhin soll dargestellt werden, ob und unter welchen Voraussetzungen die Stadt 
Veranstaltungen von besonderem öffentlichem, kulturellem oder touristischem Interesse 
unterstützen kann. Dabei sind auch Möglichkeiten zur Reduzierung kommunal 
beeinflussbarer Kosten sowie geeignete Förderprogramme für die infrastrukturelle 
Aufwertung der Hansa-Wiese zu prüfen. Gesetzlich erforderliche Sicherheitsstandards 
bleiben unberührt.
 
Abstimmung: Mehrheitlich beschlossen
2026-VIII-06-0281
 
 
Pause: 17:50 Uhr bis 18:21 Uhr
 

zu 9.6 Zusätzliche Fahrradabstellanlagen in der Altstadt ohne Reduzierung von 
Bewohnerparkflächen
Einreicherin: Ann Christin von Allwörden, CDU/FDP-Fraktion
Vorlage: AN 0065/2026

 
Frau von Allwörden erläutert den Antrag AN 0065/2026 ausführlich. Ein Vorschlag der 
Verwaltung im Fachausschuss zur zusätzlichen Installation von Fahrradabstellanlagen sehe 
erhebliche Einschnitte beim Bewohnerparken vor. Grundsätzlich gebe es einen zusätzlichen 
Bedarf an Fahrradabstellanlagen. Es bestehe aber auch ein hoher Bedarf beim 
Bewohnerparken. Es sollte zwischen den Fahrrad- und PKW-fahrenden keine 
Konkurrenzsituation entstehen und eine für beide Seiten zufriedenstellende Lösung 
gefunden werden. Frau von Allwörden wirbt um Zustimmung zum Antrag.
 
Herr Rybka führt aus, dass die Anzahl der Bewohnerparkplätze in der Altstadt stetig sinke. 
Gleichzeitig nehme die Bevölkerungsdichte zu. Die Problematik werde sich also weiterhin 
verstärken.
Herr Rybka bestätigt, dass im Ausschuss ein Konzept der Verwaltung zur zusätzlichen 
Installation von Fahrradabstellplätzen vorgestellt worden sei. Die Beratung sei jedoch nicht 
abschließend gewesen. Daher sollte das Ergebnis dieser Beratung zunächst abgewartet 
werden. Die Fraktion AfD werde den vorliegenden Antrag ablehnen.
 
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/SPD/Piratenpartei werde dem Antrag zustimmen. Frau 
Kothe-Woywode begründet dies damit, dass die Grundintention des Antrags nachvollziehbar 
sei und es sich um einen Prüfauftrag handele.
 
Herr Haack erklärt für die Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit ebenso die Unterstützung 
des Antrags. Er bestätigt, dass die Thematik im Ausschuss weiterhin beraten werde und 
fordert die Fraktionen auf, sich mit der Angelegenheit ausgiebig auseinanderzusetzen und im
Ausschuss konkrete Vorschläge einzubringen.
 
Herr Buxbaum verweist ebenso darauf, dass es sich um einen Prüfauftrag handele. Die 
Fraktion DIE LINKE. werde dem Antrag zustimmen.
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Der Präsident stellt fest, dass kein weiterer Redebedarf bestehe und lässt über den Antrag 
AN 0065/2026 abstimmen:
 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt:
 
1. Die Hansestadt Stralsund wird aufgefordert, bei der weiteren Planung zusätzlicher 

Fahrradabstellanlagen in der Altstadt auf eine Reduzierung der für das Bewohnerparken 
zur Verfügung stehenden Stellflächen zu verzichten.

2. Die Verwaltung wird gebeten, die bisher vorgestellten Standorte und Planungen unter 
dieser Maßgabe erneut zu prüfen und alternative Standorte für die vorgesehenen 
Fahrradabstellanlagen zu ermitteln.

3. Dabei sollen insbesondere Flächen berücksichtigt werden, die nicht zulasten 
bestehender Bewohnerparkplätze gehen. In die Prüfung sollen sowohl geeignete 
Standorte innerhalb der Altstadt als auch Flächen in unmittelbarer Nähe der Altstadt bzw.
an deren Zugängen einbezogen werden.

4. Darüber hinaus soll geprüft werden, inwieweit mobile oder flexible Fahrradabstellanlagen 
insbesondere an Standorten mit saisonal oder veranstaltungsbedingt unterschiedlichem 
Bedarf eingesetzt werden können.

5. Die Ergebnisse der Prüfung sind dem zuständigen Ausschuss zur weiteren Beratung 
vorzulegen.

 
Abstimmung: Mehrheitlich beschlossen
2026-VIII-06-0282

zu 9.7 Erhöhung des Instandhaltungs- und Sanierungsetat im Haushalt 2027 
prüfen
Einreicher: Ralf Klingschat, CDU/FDP-Fraktion
Vorlage: AN 0066/2026

 
Herr Klingschat begründet den vorliegenden Antrag mit dem Ansinnen der transparenten 
Kostenbetrachtung und des nachhaltigen Werterhalts des kommunalen Vermögens. 
Zielstellung solle sein, eine belastbare Grundlage für die anstehende Haushaltsberatung zu 
erlangen sowie eine ausgewogene Entscheidung zwischen dem Erhalt des vorhandenen 
kommunalen Vermögens und notwendigen zukünftigen Investitionen in Neubauvorhaben zu 
ermöglichen. Herr Klingschat bittet, dem Antrag zuzustimmen.
 
Herr Rybka teilt mit, dass das Anliegen grundsätzlich unterstützt werde. Gleichwohl erinnert 
er an die rechtsaufsichtliche Entscheidung zur Haushaltssatzung 2026 der Hansestadt 
Stralsund. Demnach sei die dauernde finanzielle Leistungsfähigkeit der Hansestadt 
Stralsund als weggefallen zu beurteilen. Es müsse daher jede Haushaltsposition genau 
betrachtet werden. Die Fraktion AfD werde sich bei der Abstimmung der Stimme enthalten.
 
Herr Suhr erklärt für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/SPD/Piratenpartei die 
Unterstützung zum Antrag. Vor dem ökonomischen Hintergrund sollte auch die energetische 
Sanierung mitbetrachtet werden.
 
Der Präsident lässt über den Antrag AN 0066/2026 abstimmen:
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Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt:
 
Der OB wird beauftragt zu prüfen, inwieweit im Haushalt 2027 der Etat für Instandhaltungs- 
und Sanierungsmaßnahmen städtischer Gebäude deutlich erhöht werden kann.

Weiterhin ist zu prüfen, zu welchen Auswirkungen eine Etaterhöhung auf die Bereitstellung 
von Eigenanteilen für zukünftige Neubauvorhaben und somit auf deren generellen oder 
zeitverschiebenden Umsetzbarkeit haben.

Das Prüfergebnis soll in den Ausschüssen Finanzen/Vergabe, Bau/Umwelt/ 
Klimaschutz/Stadtentwicklung, Sport und Bildung/Hochschule/Digitalisierung vorgestellt 
werden.

 
Abstimmung: Mehrheitlich beschlossen
2026-VIII-06-0283

zu 9.8 KI-gestützte Protokollerstellung für Bürgerschaft und Ausschüsse
Einreicher: Christian Rotkowsky, CDU/FDP-Fraktion
Vorlage: AN 0068/2026

 
Herr Rotkowsky erläutert den Antrag AN 0068/2026 und wirbt um Zustimmung. KI könnte 
eine sinnvolle Unterstützung bei der Nachbereitung der Sitzungen sein. Der Mitarbeitende 
solle nicht ersetzt, sondern entlastet werden.
 
Frau Kindler hält den Antrag für innovativ. Die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen/SPD/Piratenpartei werde dem Antrag folgen.
 
Frau Graf stimmt zu, dass der Einsatz von KI zur Protokollerstellung durchaus sinnvoll sein 
könne. Dennoch werde die Fraktion AfD den Antrag ablehnen. Aus Sicht der Fraktion gehöre
es zum normalen Verwaltungshandeln, den Einsatz von KI zu prüfen, und es bedürfe keines 
gesonderten Bürgerschaftsbeschlusses.
 
Frau Kindler meint, dass aus den Reihen der Bürgerschaft gute Anstöße an die Verwaltung 
gebracht werden können.
 
Herr Haack kündigt an, dass die Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit unterschiedlich 
abstimmen werden. Er persönlich werde den Antrag ablehnen. 
 
Der Präsident stellt fest, dass kein weiterer Redebedarf bestehe und lässt über den Antrag 
AN 0068/2026 abstimmen:
 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt:
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, unter Einbeziehung des Büros des Präsidenten der 
Bürgerschaft/Gremiendienstes zu prüfen, ob und unter welchen rechtlichen, 
datenschutzrechtlichen, technischen, organisatorischen und wirtschaftlichen 
Voraussetzungen eine KI-gestützte Lösung zur automatisierten Transkription von Sitzungen 
und zur Erstellung von Entwürfen für Sitzungsniederschriften der Bürgerschaft und ihrer 
Ausschüsse genutzt werden kann.
 
Dabei sollen insbesondere folgende Aspekte betrachtet werden:

 die technische Machbarkeit sowie die Einbindung in die vorhandene Sitzungs- und 

Konferenztechnik und bestehende Fachverfahren, 

 das mögliche Zeit- und Entlastungspotenzial, die Qualität und Zuverlässigkeit der 

erzeugten Entwürfe sowie die einmaligen und laufenden Kosten, 
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 die datenschutzrechtlichen, informationssicherheitsrechtlichen und sonstigen 

rechtlichen Anforderungen, insbesondere hinsichtlich Verarbeitung, Speicherung, 

Zugriff und Löschung der Daten sowie des Umgangs mit nichtöffentlichen oder 

besonders schutzbedürftigen Sitzungsteilen, 

 ein etwaiger Anpassungsbedarf der Geschäftsordnung sowie gegebenenfalls 

erforderliche Beteiligungsverfahren, 

 die Voraussetzungen dafür, eine Nutzung der Sitzungsdaten durch Anbieter zu 

eigenen Zwecken oder zum Training von KI-Modellen auszuschließen, 

 Erfahrungen anderer Kommunen sowie die Möglichkeit eines zeitlich begrenzten 

Pilotbetriebs in einem geeigneten Gremium oder bei ausgewählten Sitzungen. 

KI-generierte Transkripte und Entwürfe für Sitzungsniederschriften sollen ausschließlich als 
Arbeitsgrundlage dienen. Die inhaltliche Prüfung, redaktionelle Bearbeitung und 
Verantwortung für die endgültige Sitzungsniederschrift verbleiben bei den zuständigen 
Stellen.
Das Ergebnis der Prüfung soll dem Hauptausschuss vorgestellt werden und eine 
Einschätzung enthalten, ob und in welcher Form ein Pilotbetrieb in der Hansestadt Stralsund 
sinnvoll umgesetzt werden kann.
 
Abstimmung: Mehrheitlich beschlossen
2026-VIII-06-0284

zu 9.9 Nutzung eines Teilbereiches der ehemaligen Gartenanlage "Am Teich" für 
die Arbeit des Kinderschutzbundes Außenstelle Stralsund
Einreicher: Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/SPD/Piratenpartei, Fraktion 
DIE.LINKE, Fraktion CDU/FDP, Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit
Vorlage: AN 0070/2026

 
Herr Suhr begründet den gemeinsamen Antrag AN 0070/2026 der Fraktionen Bündnis 
90/Die Grünen/SPD/Piratenpartei, DIE LINKE., CDU/FDP und Bürger für Stralsund/Adomeit 
und erinnert an die Beratung der Thematik im Stadtkleingartenausschuss. Im Ausschuss sei 
fraktionsübergreifend erklärt worden, dass die Fortführung der Arbeit des 
Kinderschutzbundes begrüßt werden würde.
Der vorliegende Antrag solle dahingehend den Weg weisen.
 
Herr Paul stellt fest, dass kein weiterer Redebedarf bestehe und lässt über den Antrag AN 
0070/2026 abstimmen: 
 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt:
 
Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die rechtlichen Bedingungen und vertraglichen 
Möglichkeiten zu prüfen, um die Fortsetzung der Arbeit des Kinderschutzbundes Außenstelle
Stralsund in einem Teilbereich der ehemaligen Gartenanlage „Am Teich“ zu gewährleisten.
 
Bestandteil der Prüfung sollte auch sein, Möglichkeiten der Nutzung für die verbleibenden 
acht Kleingärten der ehemaligen Gartenanlage aufzuzeigen.
 
Der Kreisverband der Gartenfreunde Stralsund e.V. wird über die Ergebnisse der Prüfung 
und zu den Überlegungen der Verwaltungen informiert.
 
Abstimmung: Einstimmig beschlossen
2026-VIII-06-0285
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zu 9.10 E-Bikes für den Kommunalen Ordnungsdienst
Einreicher: Bernd Buxbaum, Bürgerschaftsmitglied
Vorlage: AN 0071/2026

 
Herr Buxbaum erläutert den vorliegenden Prüfantrag ausführlich. Der Einsatz von E-Bikes 
könnte für mehr Präsenz im Stadtgebiet und eine Steigerung der Effektivität sorgen. 
 
Nach Auffassung von Herrn Rockmann sei durch die Prüfung des Einsatzes von E-Bikes 
kein klarer Mehrwert erkennbar. Es sollten eher andere Prioritäten gesetzt werden. Die 
Fraktion AfD werde den Antrag ablehnen. 
 
Herr Philippen erfragt, ob der Einsatz von E-Bikes möglich sei.
 
Herr Tanschus führt aus, dass eine Prüfung bereits durchgeführt worden sei. In der 
Abwägung Aufwand/Kosten zu Nutzen sei der Einsatz von E-Bikes in der Hansestadt 
Stralsund als nicht sinnvoll bewertet worden.
 
Herr Buxbaum hinterfragt, warum der Einsatz von E-Bikes in anderen Kommunen als 
sinnvoll erachtet werde.
 
Herr Tanschus wiederholt, dass das Anliegen umfassend geprüft worden sei. Die Vorgaben 
an den KOD differieren zwischen den Bundesländern. Daher erfolge auch eine 
unterschiedliche Handhabung. In Mecklenburg-Vorpommern gebe es nach seiner Kenntnis 
keine Kommune, die E-Bikes im KOD einsetze.
 
Herr Suhr regt an, das Prüfergebnis den Fraktionen zur Kenntnis zu geben.
 
Herr Tanschus verweist auf die kleine Anfrage zur selben Thematik unter TOP 7.11. Das 
Prüfergebnis gehe den Fraktionen somit mit der Niederschrift dieser Sitzung zu.
 
Der Präsident lässt über den Antrag AN 0071/2026 abstimmen:
 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt:
 
1. Die Verwaltung der Hansestadt Stralsund wird beauftragt, den Einsatz von E-Bikes für 

den Kommunalen Ordnungsdienst, hinsichtlich der Vor- und Nachteile und der 
entstehenden Kosten, zu prüfen.

 
2. Bei dieser Prüfung sind die Erfahrungen zu berücksichtigen, welche die Kommunalen 

Ordnungsdienste in anderen Städten mit dem Einsatz von E-Bikes gesammelt haben.
 
3. Das Prüfergebnis soll im Ausschuss für Sicherheit und Ordnung zur Beratung vorgestellt 

werden.
 
Abstimmung: Mehrheitlich abgelehnt
 

zu 9.11 Änderung der Geschäftsordnung für die Hansestadt Stralsund
Einreicher: Jürgen Suhr und Ute Bartel, Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen/SPD/Piratenpartei
Vorlage: AN 0069/2026

 
Herr Suhr erläutert den vorliegenden Antrag AN 0069/2026 und wirbt um Zustimmung. Er 
führt ausführlich zur bestehenden Regelung und der beantragten Änderung aus. 
Es gebe derzeit keine Möglichkeit, vertiefende Fragen zu stellen.
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Herr Suhr kündigt eine rechtsaufsichtliche Prüfung der in der Bürgerschaftssitzung am 
09.07.2026 beschlossenen Regelung zu Auskunftsersuchen an, sofern der vorliegende 
Antrag keine Mehrheit erhalte.
 
Herr Paul stellt fest, dass kein weiterer Redebedarf bestehe und lässt über den Antrag AN 
0069/2026 abstimmen:
 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt:
 
Die Geschäftsordnung für die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund und ihre Ausschüsse 
wird in § 5a Auskunftsverlangen in Abs. 3 wie folgt geändert:
 
(3) Eine Aussprache findet nicht statt. Das Auskunftsersuchen ist umfassend zu 
beantworten. Im Zusammenhang mit gegebenen Auskünften sind neben Verständnisfragen 
nur solche inhaltlichen Nachfragen (Zusatzfragen) zulässig, die sich erst aufgrund der 
erteilten Auskünfte ergeben, sofern sie mit dem Gegenstand des beschlossenen 
Auskunftsersuchens in einem unmittelbaren sachlichen Zusammenhang stehen. Sie werden,
soweit möglich, im Rahmen des Tagesordnungspunktes beantwortet, es sei denn, eine 
schriftliche Beantwortung ist nach Einschätzung der oder des Antwortgebenden zwingend 
geboten. 
 
Abstimmung: Mehrheitlich abgelehnt
 

zu 10 Genehmigung von Dringlichkeitsentscheidungen des Hauptausschusses 
und des Oberbürgermeisters

 
Es liegen keine Dringlichkeitsentscheidungen des Hauptausschusses und des 
Oberbürgermeisters zur Genehmigung vor. 
 

zu 11 Behandlung der unerledigten Punkte der letzten Tagesordnung
 
Es liegen keine unerledigten Punkte der letzten Tagesordnung zur Behandlung vor.
 

zu 12 Behandlung von Vorlagen
 

zu 12.1 Zweite Satzung zur Änderung der Hauptsatzung
Vorlage: B 0016/2026

 
Ohne Wortmeldungen wird folgender Beschluss gefasst:
 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt:
 
Die Zweite Satzung zur Änderung der Hauptsatzung laut Anlage 1.
 
Abstimmung: 36 Zustimmungen 0 Gegenstimmen 0 Stimmenthaltungen
2026-VIII-06-0286
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zu 12.2 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 23 der Hansestadt Stralsund 
"Möbelmärkte zwischen der Feldstraße und der Bundesstraße B 96", 
Abwägungs- und Satzungsbeschluss
Vorlage: B 0049/2026

 
Herr Suhr beantragt für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen/SPD/Piratenpartei entsprechend
der Geschäftsordnung die namentliche Abstimmung.
 
Herr Buxbaum geht auf die komplexen Unterlagen zur Thematik ein. Insbesondere nimmt er 
Bezug zu einzelnen Stellungnahmen, u.a. IHK zu Rostock, Handelsverband Nord und GMA.
Die Fraktion DIE LINKE. mache ihre Entscheidung von zwei Faktoren abhängig. Zum einen 
das Leitbild der Hansestadt Stralsund, wonach mit der Ansiedlung neuer Unternehmen 
ansässige Unternehmen gestärkt werden sollen. Zum anderen das Steuersparmodell von 
XXXLutz. 
Herr Buxbaum bittet den Oberbürgermeister um Auskunft, wie oft es in der Zwischenzeit 
Kontakt zu XXXLutz gegeben habe und ob es dabei ein festes Bekenntnis gegeben habe, 
sich in Stralsund ansiedeln zu wollen. 
 
Nach Information des Oberbürgermeisters beabsichtige XXXLutz nach wie vor in Stralsund 
zu bauen. Ansonsten würde auch der ganze B-Plan keinen Sinn machen.
 
Der Präsident stellt die Vorlage B 0049/2026 zur namentlichen Abstimmung:
 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt:
 
1. Der ca. 5,2 ha große Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 23
„Möbelmärkte zwischen der Feldstraße und der Bundesstraße B 96“ liegt im Stadtgebiet
Tribseer, im Stadtteil Tribseer Vorstadt sowie im Stadtgebiet Lüssower Berg, im Stadtteil Am
Umspannwerk. Es umfasst folgende Flurstücke der Gemarkung Stralsund: 
- Flur 44, Flurstücke 1 (tlw.) und 2 (tlw.),
- Flur 53, Flurstücke 3/4 (tlw.), 3/5 (tlw.), 16/5 (tlw.), 16/15 (tlw.), 18/2 (tlw.), 18/5 (tlw.), 19/4 
(tlw.), 20/2 (tlw.), 21 (tlw.), 54 (tlw.), 53 (tlw.) und 
- Flur 54, Flurstücke 6 (tlw.), 8/10 (tlw.), und 4/7 (tlw.).
 
2. Die zum Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 23 der Hansestadt
Stralsund „Möbelmärkte zwischen der Feldstraße und der Bundesstraße B 96“ (Anlagen 1, 2
und 3) abgegebenen Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit und der Beteiligung der
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. den §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2
BauGB hat die Bürgerschaft geprüft und gemäß Anlage 4 und 5 abgewogen.
 
3. Auf der Grundlage des § 10 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung
vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 8 Absatz 2 des
Gesetzes vom 23. Juli 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 226), wird der vorhabenbezogene
Bebauungsplan Nr. 23 der Hansestadt Stralsund „Möbelmärkte zwischen der Feldstraße und
der Bundesstraße B 96“, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den textlichen
Festsetzungen (Teil B) sowie der Vorhaben- und Erschließungsplan in der Fassung vom
August 2026 als Satzung beschlossen. Die Begründung vom August 2026 wird gebilligt.
 
4. Der Beschluss ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt zu machen.
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Namentliche Abstimmung
Ja (29)
Paul, Peter  Fraktion CDU/FDP  
Bauschke, Stefan  Fraktion CDU/FDP  
Bischoff, Kathrin  Fraktion AfD  
Borbe, Volker  Fraktion CDU/FDP  
Bowitz, Maik  Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit  
Chill, Kerstin  Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit  
Ehlert, Sabine  Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit  
Fanter, Frank  Fraktion AfD  
Graf, Sandra  Fraktion AfD  
Grundke, Torsten  Fraktion CDU/FDP  
Haack, Thomas  Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit  
Hofmann, Maik  Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit  
Klingschat, Ralf  Fraktion CDU/FDP  
Krämer, Martin  Fraktion CDU/FDP  
Lastovka, Nicole  Fraktion CDU/FDP  
Lewing, Susanne  Fraktion CDU/FDP  
Philippen, Michael  Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit  
Radtke, Jens  Fraktion AfD  
Rockmann, Thomas  Fraktion AfD  
Rotkowsky, Christian  Fraktion CDU/FDP  
Rybka, Frank  Fraktion AfD  
Schilke, Jarod  Fraktion AfD  
Schön, Oliver  Fraktion AfD  
Schulz, Thomas  Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit  
Sommer, Clemens  Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit  
Szelwis, Gabriele  Fraktion Bürger für Stralsund/Adomeit  
von Allwörden, Ann Christin  Fraktion CDU/FDP  
Zabel, Ronald, Prof. Dr. med.  Fraktion CDU/FDP  
Zaepernick-Risch, Simone  Fraktion CDU/FDP  
Nein (7)
Buxbaum, Bernd  Fraktion DIE LINKE.  
Kindler, Anett  Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen/SPD/Piratenpartei
 

Kothe-Woywode, Sandra, 
Assessore jure

 Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen/SPD/Piratenpartei

 

Kühl, Andrea  Fraktion DIE LINKE.  
Leddin, Mathias  Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen/SPD/Piratenpartei
 

Smyra, Friedrich  Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen/SPD/Piratenpartei

 

Suhr, Jürgen  Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen/SPD/Piratenpartei

 

 
Abstimmung: 29 Zustimmungen 7 Gegenstimmen 0 Stimmenthaltungen
2026-VIII-06-0287

zu 12.3 Vereinfachte 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 68 der Hansestadt 
Stralsund "Wohngebiet östlich der Brandshäger Straße" - Einleit-, Entwurfs-
und Auslegungsbeschluss
Vorlage: B 0047/2026

 
Ohne Wortmeldungen wird folgender Beschluss gefasst:
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Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt:
 
1. Für den südlichen Teilbereich der rechtswirksamen 1. Änderung des Bebauungsplans Nr.
68 „Wohngebiet östlich der Brandshäger Straße“ wird ein Änderungsverfahren gemäß § 1
Abs. 8 in Verbindung mit § 2 Abs.1 BauGB eingeleitet. 
 
2. Der Geltungsbereich umfasst in der Gemarkung Andershof, Flur 4 das Flurstück 12
teilweise.
 
3. Die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 68 „Wohngebiet östlich der Brandshäger
Straße“ erfolgt im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB, da die Grundzüge der Planung
durch die Änderung nicht berührt werden. Durch die Änderung wird keine Zulässigkeit von
Vorhaben neu begründet, die der Pflicht zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. Von der Änderung werden die Belange des
Naturschutzes nicht berührt, da die äußere Abgrenzung des Baugebiets, das
Bebauungskonzept in seinen Grundzügen sowie der Gebietscharakter unverändert
übernommen werden. Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Bst. b
BauGB genannten Schutzgüter sind nicht gegeben. Bei der Planung werden auch keine
Pflichten zur Vermeidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach §
50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes zu beachten sein. Damit kann das
vereinfachte Verfahren zur Anwendung kommen.
 
4. Der Entwurf zur vereinfachten 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 68 „Wohngebiet
östlich der Brandshäger Straße“ gelegen im Stadtgebiet Süd, Stadtteil Andershof, in der
vorliegenden Fassung vom August 2026, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und den
textlichen Festsetzungen (Teil B) in Auszügen sowie die Begründung werden gebilligt und
zur öffentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB bestimmt.
 
5. Der Beschluss ist ortsüblich bekannt zu machen.
 
Abstimmung: Einstimmig beschlossen
 
2026-VIII-06-0288

zu 12.4 Einleitung und Ausgestaltung des Vergabeverfahrens über die 
Planungsleistungen zum Vorhaben 'Neubau einer Sporthalle für das 
Schulzentrum Am Sund – Frankenhalle' (Gesamtmaßnahme)
Vorlage: B 0053/2026

 
Ohne Wortmeldungen wird folgender Beschluss gefasst:
 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt:
 

1. der Oberbürgermeister wird beauftragt, die notwendigen Vergabeverfahren für die
erforderlichen Architekten- und Planungsleistungen zur Errichtung einer 3-Feld
Sporthalle inkl. erforderlicher Funktionsräume am Standort Schulzentrum am Sund
einzuleiten.
 

2. Die Abweichung zwischen dem Vergabegegenstand dieser Vorlage
(Planungsleistungen für 3-Feld Halle) und der Finanzierungsquelle Band III HH 2026
(Neubau einer 2-Feld Halle) wird durch die Bürgerschaft billigend zur Kenntnis
genommen. 

 
Abstimmung: Einstimmig beschlossen
2026-VIII-06-0289
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zu 12.5 Benennung von Straßen in der Hansestadt Stralsund für das Gebiet des B-
Planes Nr. 50
Vorlage: B 0023/2026

 
Ohne Wortmeldungen wird folgender Beschluss gefasst:
 
Die Bürgerschaft der Hansestadt Stralsund beschließt:
 
Die zu benennenden Planstraßen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 50 der
Hansestadt Stralsund „Wohngebiet Prohner Straße“ werden nach Maßgabe des anliegenden
Lageplans (farbig gekennzeichnete Flächen) wie folgt benannt: 
 
Planstraße 1: Ida-Wertheim-Straße
 
Planstraße 2: Käthe-Hecht-Straße.
 
Abstimmung: Einstimmig beschlossen
2026-VIII-06-0290

zu 13 Verschiedenes
 
Es besteht kein Redebedarf.
 

zu 14 Ausschluss der Öffentlichkeit, Eintritt in den nichtöffentlichen Teil
 
Der Präsident verabschiedet die Öffentlichkeit und leitet in den nichtöffentlichen Teil der 
Sitzung ein. 
 

zu 16 Wiederherstellung der Öffentlichkeit und Bekanntmachung der Ergebnisse 
aus dem nichtöffentlichen Teil

 
Der Präsident stellt die Öffentlichkeit wieder her und gibt bekannt, dass im nichtöffentlichen 
Teil der Sitzung der Antrag AN 0072/2026 auf Auskunftsersuchen durch die Verwaltung 
beantwortet wurde. Außerdem sind die Vorlagen B 0048/2026, B 0038/2026, B 0051/2026, B
0039/2026, B 0044/2026, B 0045/2026 und B 0043/2026 gemäß Beschlussvorschlag 
beschlossen worden. 
 

zu 17 Schluss der Sitzung
 
Der Präsident dankt für die Mitarbeit und beendet die 06. Sitzung der Bürgerschaft. 
 
 
 

 
 
gez. Peter Paul gez. Thomas Schulz gez. Steffen Behrendt
Präsident der Bürgerschaft
der Hansestadt Stralsund

1. Stellvertreter des Präsidenten 
der Bürgerschaft der Hansestadt 
Stralsund

Protokollführung


	1.	Wie kontrolliert die Stadtverwaltung die Einhaltung der Straßenreinigungssatzung in den Sommermonaten, insbesondere der nach § 4 übertragenen Reinigungspflichten, wie viele Kontrollen wurden 2025 und 2026 bislang durchgeführt und wie viele Verstöße wurden dabei festgestellt und dokumentiert?
	2.	Welche Maßnahmen ergreift die Verwaltung bei festgestellten Mängeln, insbesondere durch schriftliche Aufforderungen, Fristsetzungen, Bußgelder oder Ersatzvornahmen, und welche Bereiche der Stadt gelten aus Sicht der Verwaltung als besonders problematisch?
	3.	Wie werden Hinweise aus der Bevölkerung aufgenommen, bearbeitet und nachverfolgt, wie informiert die Verwaltung Bürgerinnen und Bürger über ihre Pflichten und welche Maßnahmen einschließlich ökologischer Verfahren ergreift die Stadt auf Flächen in eigener Zuständigkeit? 



